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Volkstümliche Zeitstfirift
für die gesamte Sozialversicherung

FACHZEITSCHRIFT DES ZENTRALVERBANDES DER ANGESTELLTEN

Berlin SO 36, Oranienstr. 40/41 Erscheint halbmonatlich

Nummer 1 1. Januar 1930 36. Jahrgang

Die Anzeigepflicht des Arztes.
Von Dipl. oec. G e o

Ueber dir Auffassung, mit welchem Zeit¬

punkt iiir den Arzt die Verpflichtung zur

Anzeige einer Berufskrankheit nach $ 7 Abs. 1

d« Zweiten Verordnung des Reichsarbeits-

ministers vom II. Februar 1929 (RGBl. S. 27)

[iber die Ausdehnung der Untallversicherung

aul Berufskrankheiten besteht, herrschen in der

Piaxis und dies namentlich in arztlichen Kreisen

teilweil noch grobe Unklarheiten, wodurch

nicht selten gröbere Schwierigkeiten tür den

/ui Anzeige Verpflichteten verursacht werden.

Aufgabe dieser Abhandlung soll es deshalb

sein, in weitgehendem Ausmnbe vorhandene

Zweifel und von der gesetzlichen Vorschritt

abweichende Auffassungen nach Möglichkeit zu

beseitigen und gleichzeitig eine Uebersicht der

Verpflichtungen des Arztes beim Vorliegen von

Berufskrankheiten in bezug auf die Anzeige zu

geben« Um die nicht ganz einfache Materie

richtig zu erfassen, dürfte eine Gliederung nach

den folgenden Gesichtspunkten angebracht sein:

1. die rechtliche Grundlage für die Anzeige¬

pflicht,

2. der zur Anzeige verpflichtete Arzt,

i. die Voraussetzungen der Anzeigeerstattung,

4. die Form der Anzeige, die Folgen der

Unterlassung der Anzeige und die Folgen der

unvollständigen Anzeige.

1. Die rechtlichen Grundlagen.

Die frühere Gesetzgebung kannte kein <* An-

zeigepflicht des Arztes, weder bei Berufskrank¬

heiten noch bei Unfällen. Die Verpflichtung
des Arztes der Krankenkasse gegenüber zur

gewissenhaften Ausfüllung des ersten Kranken¬

scheines, auf dem der Arzt bei Betriebs¬

unfällen die genaue Ursache der Erkrankung,
sowie die Betriebstätigkeit, der der Unfall zur

List gelegt wird, zu vermerken hat, stellt keine

Anzeigepflicht dar, sondern beruht lediglich aui

vertraglichen Vereinbarungen zwischen dei

Krankenkasse einerseits und den zugelassenen
\ ; /.ten andererseits. In $ 547 RYO. wurde die

i g K 5 b 1 e r
,
Mainz.

Reichsregierung ermächtigt, die Unfallversiche¬

rung auf bestimmte Berufskrankheiten aus¬

zudehnen, und zwar auf dem Wege der Ver¬

ordnung. Von dieser Befugnis hat der Reichs

arbeitsminister durch die Verordnung über Aus¬

dehnung der Unfallversicherung auf gewerb¬

liche Berufskrankheiten vom 12. Mai 1925

(RGBl. I S. 69) Gebrauch gemacht. Durch S 8

Abs. 1 der Verordnung wurde die Anzeige-

pflicht des Arztes rechtlich festgelegt. Da¬

nach war ein Arzt, der einen Versicherten

wegen einer gewerblichen Berufskrankheit be¬

handelte, verpflichtet, dem Versicherungsamt

die Erkrankung- unverzüglich mittels des vom

Reichsversicherungsamt festgelegten Musters

anzuzeigen. Durch Artikel 5 des Gesetzes vom

20. Dezember 1Q28 (RGBl. 1 S. 405) wurde | 547

der RVO. wie folgt geändert: Die Reichsregie-

i ung kann durch Verordnung bestimmte Krank¬

heiten als Berufskrankheiten be¬

zeichnen. Auf solche Krankheiten findet die

Unfallversicherung Anwendung, ohne Rücksicht

darauf, ob die Krankheit durch einen Unfall

oder durch eine schädigende Einwirkung ver¬

ursacht ist, die nicht den Tatbestand des Un¬

falles erfüllt

Die Reichsregierung kann die Durchführung

der Unfallversicherung bei Berufskrankheiten

und Art und Voraussetzung* ihrer Entschädi¬

gung regeln.

Dies ist geschehen durch die Zweite Verord¬

nung über Ausdehnung der Unfallversicherung
auf Berufskrankheiten vom 11. Pebruar 1929

(RGBl. 1 S. 27). Dadurch wurde eine noch

gröbere Mitwirkung des Arztes wie in der

Ersten Verordnung vorgesehen und die An¬

zeigepflicht entsprechend erweitert. Der $ 7

Abs. 1 der Zweiten Verordnung bestimmt, dafi

ein Arzt, der bei einem Versicherten eine Be-

i etskrankheit oderKrankheitserscheinungen test¬

stellt, die den begründeten Verdacht einer Be¬

rufskrankheit rechtfertigen, diese Peststellung

unverzüglich dem Versicherungsamt mittels des

vorgeschriebenen Vordruckes anzuzeigen hal



Die Schweigepflicht des Arztes nach

allgemeinen Rechtsgrundsätzen dem Verletzten

gegenüber ist durch § 7 Abs. 1 der Verordnung
durchbrochen worden; auberdem wurde die

Wirksamkeit des § 300 des Strafgesetzbuches
ausgeschaltet, denn die Anzeige nach § 7 Abs. 1

der Verordnung ist kein „unbefugtes Offen¬

baren'- im Sinne des angeführten Paragraphen.
Gerade die Nichteinhaltung der ärztlichen

Schweigepflicht liegt hier im Interesse des Ver¬

sicherten selbst, weshalb durch den § 7 Abs. 1

bewußt § 300 RStGB. bei Berufskrankheiten

durchbrochen wurde

2% Der zur Anzeige verpflichtete Arzt.

Nach der Vorschrift der Ersten Verord¬

nung hatte nur der behandelnde Arzt die

Verpflichtung, die Anzeige» an das zuständige

Versicherungsamt zu erstatten und auch nur

dann, wenn sich der Versicherte wegen einer

in der Verordnung sufgeführten Berufskrankheit
in seiner Behandlung befand. Diese Voraus¬

setzung der Behandlung- wurde durch § 7 Abs. 1

der Zweiten Verordnung beseitigt. Nach

dem jetzt geltenden Recht ist nicht mehr allein

der behandelnde Arzt zur Anzeige* Verpflichtet,
rondern jeder Arzt, der bei einem Versicherten

eine Berul »krankheit oder Krankheitserschei¬

nungen, d inen begründeten Verdacht einer

Berufskrankheit ergeben, feststellt. In den

meisten Fällen wird es der behandelnde

Arzt sein, der de Krankheit r der der« n Er¬

scheinungen feststellt, und deshalb g It die Vor¬

schrift des Gesetzgebers hauptsächlich tür ihn.

Immerhin wird <s nicht selten sein, dab

ein anderer Arzt zuerst Kenntnis von der

Berufskrankheit erhält und diese deshalb unver¬

züglich anzuzeigen hat. bisbesondei e werden

auch Fälle vorkommen, die vom behandelnden

Arzt nicht ai zeigt wurden, da ei dei Ansicht

war, dab de betreffende Berufskrankheit nicht

anzeigepflichtig sei. Der Gesetzgeber mifit der

An/ des Arztes besonders grofie Bedeutung
bei, deshalb hat et alle Aerzte verpflichtet,
die für eine An/, überhaupt in Fi kom¬

men können. Gleichgültig ist es dabei, ob der

Arzt eine Präzis ausübt oder nicht, wobei aller¬

dings dir Einschränkung besteht, dah nur ap¬

probierte Medizinalpersonen unti r d Vor¬

schrift des Gesetzgebers fallen«

Da nach dem Wortlaut cles § 7 der Verord¬

nung jeder Arzt zui Anzeige verpflichtet er¬

at heint, s<> kommen iür ihre Erstattung haupt-
chlich in Frage: d< behandelnde Arzt,

dei Gutachter, der gel h einer Unter -

suchung, die mit der Berufsarbeit in keinem

Zusammenhange /u stehen braucht, diese

U ststelh, dei Amts- und irzt, d»

kontrollierende Fabrikarzt und auch dei be¬

handelnde Krankenkassenarzt und unter Um¬

ständen der Versorgungsarzt Wird bei dem

Versicherten von mehreren Aerzten die Be¬

rufskrankheit oder die Erscheinungen der Ver

dachtsmomente festgestellt, so ist aus der Vor

schrift zu schließen, daß alle zur Anzeige ver¬

pflichtet sind, d. h., daß jeder von ihnen du

Anzeige an das Versicherungsamt einzusenden

hat. Ist die Berufskrankheit dagegen bereits

gemeldet, so besteht für den feststeilender.

Arzt die Verpflichtung- zur nochmaligen Mel¬

dung nicht mehr. Es wird aber zweckmäßig

sein, daß der betreffende Arzt das Versich

rungsamt entsprechend verständigt, um sich

gegen etwaige Rückgriffe zu decken. Statthaft

ist es ohne weiteres und dies dürfte sich auch

empfehlen, wenn mehrere Aerzte die Berufs¬

krankheit feststellen, daß nur einer von ihnen

die Anzeige an das Versicherungsamt ein¬

sendet, nachdem sie sich untereinander auf den

einen geeinigt hatten. Eine kurze Mitteilung an

das Versicherungsamt genügt in diesem Falle.

3. Die Voraussetzungen der Anzeigeerstattung.

Die Verpflichtung zur Anzeigeerstattung er¬

streckt sich nicht auf jede beliebige Krankheit,

die unter Umständen als eine Berufskrankheit

angesehen werden könnte, zumal nach dem

Gesetze auch eine allgemeine Ausdehnung der

Unfallversicherung auf Berufskrankheiten un¬

zulässig ist, sondern nur auf die 22 Berufskrank¬

heiten, die in Spalte II der Anlage zur Zweiten

Verordnung aufgeführt sind und die durch

die Spalte III der Anlage benannten Tätigkeiten
und Betriebe herbeigeführt wurden. Für Berufs¬

krankheiten, die nicht in dieser Spalte II auf¬

geführt sind, oder solche Berufskrankheiten,

die wohl in der Spalte II aufgeführt sind, nicht

aber durch die in Spalte III der Anlage zui

Zweiten Verordnung bezeichneten Tätigkeiten
oder Betriebe verursacht wurden, besteht keine

Anzeigepflicht, da auch keine Entschädigung
für diese durch den Träger dei Unfallversiele

rung in Frage kommt.

Nach § 12 Abs. 1 der Verordnung werden solche

Berufskrankheiten entschädigt, dir beim Inkraft¬

treten der Verordnung bereits bestanden odei

nachher entstanden sind unel wenn die Krank¬

heit wesentlich durch berufliche Beschäftigung
i ach dem 31. Dezember 1919 in einem Betriebe

rursacht ist, der in Spalte III der Anlag*
neben der Krankheit bezeichnet ist. Für dies

Berufskrankheiten (Rückwirkungsfälle) gilt nich

die Meldepflicht des Arztes (zu vgl. Erlaß des

Reichsarbeitsministers vorn 4. Juni 1929 IIa

4012 29 AN. S. 254). Ist ein Versie heiter vor dem

Inkraftreten der Zweiten Verordnung an einer

darunter fallenden Berufskrankheit bereits v e r -

s t o r b e n, so fehlt e-s an der Voi aussetzung eles

Bestehens der Berufskrankheit zu diesem Zeit¬

punkte (1. Januar 1929), eine» Verpflichtung für

den Arzt zur Anzeige kann deshalb nicht vor-

li« gen. Ferner hat der Arzt ebenfalls keine An¬

zeige zu machen, wenn ein Versicherter an einer

Berufskrankheit erkrankt war und ihn» Polgei



o r Inkrafttreten der Verordnung vollkommen

eklungen waren, ohne irgendwelche Er¬

bsminderung zu hinterlassen.

Nach § 6 Abs. 1 der Verordnung gelten die

orschriften über die Unfallanzeige und die

nfallunte rsuchung in der gewerblichen und

andwirtschaftlichen Unfallversicherung, also die

1552 bis 1507 RVO. bei Berufskrankheiten

it den im gleichen Paragraphen vorgesehenen
Abweichungen. Der Unternehmer hat

demnach nach § 1552 ff. RVO. in Verbindung
mit § 6 Abs. 2 der Verordnung jede Berufskrank¬

heit im Sinne der angeführten Verordnung an¬

zeigen, wenn sie durch die Beschäftigung in

seinem Betriebe herbeigeführt wurde und wenn

ein in seinem Betriebe Beschäftigter so erkrankt,

[daß er stirbt oder für mehr als drei Tage völlig
oder teilweise aibeitsunfähig wird. Die Er¬

krankung ist binnen drei Tagen anzuzeigen,
nachdem der Betriebsunternehmer von ihr

KYnntnis erhalten hat. Der Betriebsunternehmer

hat die* Anze:ge ülxr die Berufskrankheit sowohl

de-m Versicherungsamt als auch deun Ver¬

sicherungsträger einzusenden (§ 1553 RVO.,
£ 6 Abs. 2 der Verordnung). Eine Verpflichtung,
di»- berufskrankheMt zu melden, besteht für den

Unternehmer nur, wenn durch die Krankheit

eine mindestens dreitägige Arbeits unfähig-
• (teilweise oder vollständ ge) oder der

Tod verursacht wird. Voraussetzung für seine

Anmeldepflicht ist allerdings, daß die» Berufs¬
krankheit in dem versicherten Betriebe ver-

ht ode-r wesentlich verschlimmert wurde.
Wird durch die» Berufskrankheit lediglich eine
ein- odeT zweitägige Arbeitsunfähigkeit bedingt,

li<4gt Arbeitsunfähigkeit zunächst übe>r-
1

Upt nicht vor, so besteht für den Unternehmer

Verpflichtung zur Meldung der Berufs¬
krankheit In viel* n Fällen wird der Betriebs-
unte rnehmer, wenn d:e Berufskrankheit keine

Arbeitsunfähigkeit be dingt, von ihrem Vor¬

liegt i\ Überhaupt kein«* Kenntnis erhalten,
shalb auch eine Anz nicht erstattet wird,

zumal er nach dem Gesetze hierzu nicht ver¬

pflichtet ist. Da außerdem eine dreitägige'
\X artezeit oder Arbeitsunfähigkeit Voraus¬

setzung für die Anzeige ist, werden bestehende
Berufskrankheiten unter Umständen ttber-

»ipt nicht zur Kenntnis des Versiche-
i ungsträgers Jangen« Auf diese Weise-

ire die» Möglichkeit gegeben, elaß vor-

" _! c n d c Maßnahmen vom [*rägei der Un¬
ze i sie herung nicht veranlaßt werden keinnen

und notwendigerweise' e-ine Stetige Ver¬

se hl immer ung der Berufskrankheit ein¬

tritt, elie dann zi einer großen Belastung tür elie

genossenscl aften s.ch auswachsen kann.

ner wirel der Betriebsunternehmer meistens

ht beurteilen können, wenn ein Versicherte
.

uik wirel, ob die'se* Krankheit durch eine ents¬

chädigungspflichtige oeler sonstige Berufs-

tnkheit oder andere Krankheit herbeigeführt

wurde. Er wird deshalb auch keine Meldung an
W0*

die vorgeschriebenen Stellen machen.

Der Gesetzgeber mußte sich deshalb nach
weiteren verantwortungsvollen Mitarbeitern
bei der Durchführung der Unfallversicherung
auf Berufskrankheiten umsehen und deren Mit¬

wirkung gesetzlich bestimmen, um möglichst
alle Berufskrankheiten und das Vorliegen
ihrer Verdachtsmomente umgehend zur

Kenntnis des Versicherungsträgers mit größter
Gewähr zu bringen. Durch die Zweite Verord¬

nung vom 11. Februar 1929 wurde in § 7 di<*

Mitwirkung des A r z t e s in weit größerem Um¬
fange vorgesehen, wie in der Ersten Verord¬

nung. Das Charakteristikum der einzelnen Be¬

rufskrankheiten, ihre ersten Erscheinungsfor¬
men, Krankheitsverlauf und Wirkungsformen
sind meistens nur dem Arzte bekannt und

können von diesem sofort erkannt und dia¬

gnostiziert werden. Der Mediziner ist somit

nicht nur die geeignete, sondern die ge¬

eignetste Sielle, die für die Anzeige
einer vorliegenden Berufskrankheit in Frage
kommen kann. Er wurde vom Gesetzgeber
durch die Verordnung zu neuen, schwierigen
und sehr verantwortungsvollen Aufgaben her

angezogen, die er nur lösen kann, wenn er sich
über den Umfang seiner Verpflichtung im

klaren ist.

W a n n ist nun der Arzt zur Erstattung der

Anzeige verpflichtet? Dies ist der Eall:

1. Wenn eine Berufskrankheit im Sinne dei

Zweiten Verordnung festgestellt ist.

2. Wenn de. r Arzt Krankheitserscheinung«
Ststellt, die den Ix gründeten Ve*rdach.t e'ine'i

Berufskrankheit im Sinne de*r Zweiten Verein!

nung rechtfertigen.

3. Wenn eine Bei ufskrankheit die* Folge e'ines

Unfalles ist, wie* dies be'i Infektionen der Eall

sein kann.

4. Da nach § 547 RVO. in deT Fassung nach

An. 5 dts Gesetzes vom 20. Dezember 1928

(RGBL 1 S. 405) in Verbindung mit $ 5 der

Verordnung der Unterschied zwischen der Kör-

p rverletzung durch Unfall und der schädigen¬
den Einwirkung der Ursachen einer Berufs¬

krankheit aufgehoben wurde, ist die» Anzeige
vom Arzt auch dann zu erstatten, wenn die- Ge-

sundheitsscl ädigung durch ein einmaliges,
plötzliches und kurz, dauerndes Ereignis herbe

geführt wui dr (Vergiftung).

5. Wenn ein Arzt bei einer Leichenöffnung
oder beim Tode eines Versicherten feststellt,
daß eine Berufskrankheit voi lag, wobei es

gleichgültig ist, ob diese Berufskrankheit de

Tod des Versicherten herbe Führt hat odei

nicht.

Ist e i n e dieser Voraussetzungen geg. ben,
so ist die Anzeige vom Arzt unverzüglich an

das zuständige Versicherungsamt einzusenden.



Hiei taucht die Erage auf, ob der Arzt in

lern Fall, auch bei kurzen schädigenden Ein¬

wirkungen, oder mir elann zur Anzeigt i er-

pflichtet ist, wenn eine Arbeits tnfähigkeh von

drei od* r Tagen vorliegt«

Für die Anz* Unternehmers ist Vor-

vk\e\ du drei- oder mehrtägige Arbetts-

A d 1 r;d. lrifit de Voi

.< h be i de Meld» pflicht dts Ar/t l

i oder riich* Durch S 547 RVO. wurde die

Reie hsregierung t. besondere Vor-

schriften für die Durchführung der Unfallver-

i hei im] uf B nkbeiten zu erl n.

Man könnte zur Ansicht gelangen, dah, neu hdem

die Berufskrankheiten durch § b\l RVO. der

Unfallve herung unterstellt wurden, die- dn-i-

tü Arbeit- keit auch iür die Anzeig

eler Aerzte vorausgesetzt sei und die in Aus-

thrtmg dei in dem angezogenen Paragraphen

ften Ermächtigung ssenen Vor¬

schriften die grundsätzliche Frist der Arbe

unfähigkeil von drei oder mehi ragen nicht

berühre und deshalb auf dein Gebiete* der Bt

rufskrankheiten eine weite rgehende Verpflich¬

tung nicht bestünde« Durch die Zweite- Verord¬

nung vom 11« Februar 1929 wurde neues

materielles Recht geschaffen, das /war auf dei

einen Seite die Vorschriften zur Erstattung de-r

Anzeige füi de-n Betriebsunternehmer nicht

wesentlich ändert, also bei de-r drehätigen odei

mehrtägigen Arbeitsunfähigkeit beläßt, aut der

anderen Seite- tüi den ZOT Anzeige- verpflichteten

Arzt eine- viel weite i gehende Verpflich¬

tung schafft.

Die ärztliche Anzeigepflicht besteht in jedem

halle, gleichgültig, ob Arbeitsunfähigkeit vor¬

liegt oder nicht, besondere Heilmaßnahmen sich

erforderlich machen, oder ob ärztliche Behand¬

lung notwendig wird oder nicht, gleichgültig
bleibt auch, ob die* Erkrankung eine hwei

oder nur leuchte ist, ob voraussichtlich Folgen
zurückbleiben oder ob die* Krankheit folgenlos

heilen wird (zu vgl« Bauer-Kölsch-Engel-Krohn,
Komm, zur Zweiten Verordnung vom 11. Ee¬

bruar 1929 Seite- 83). Sollte di»- Anzeige des

Arztes erst beim Vorliegen einer n\ e h r als

dreitägigenArbeitsunfähigkeit zu erfolgen haben,

dann wäre» der Wille» eles Gesetzes nicht recht

verständlich, der alle- Krankheitserscheinungen,
ehe de-n Verdacht einer Berufskrankheit recht¬

fertigen, /ur Kenntnis de*s Versicherungsträgers

bringen will, wenn zunächst eist eine dreitägige

Arbeitsunfähigkeit abgewai tet werden sollt

zumal gerade bei de-n ersten Symptomen einei

Berufskrankheit in vielen Fällen e-ine- Arbeits

Unfähigkeit zunächst n.cht eintreten wird. Die

Fassung des ?$ 7 Abs, 1 dei Verordnung laut

k. and- Ausle Ober die- Anzeigepflicht
Ih.tn der ( bti beabsichtigt, die

el i e« i t a g i g e Fi ist auch für den A r / t gelten
i n, so darf wohl unterstellt weiden, dali

ne tspi •« !>• nde Voi schrift aufgenommi

worden wftr< So aber ist nicht nur die positiv

festgestellte Berufskrankheit^ sondern auch der

begründete Verdacht einer Berufskrankheit un¬

verzüglich mitzuteilen. Durch die Anzeige des

Arztes voll nicht allein das Verfahren in

(lang gebracht, sondern hau chlich soll

durch sie erreicht sein, dafi möglichst um-

ehend vorbe nde Maßnahmen getroffen

werden, Aufierdem soll bei kurz dauernden

Schädigungen, die eine Arbeitsunfähigkeit von

mehr als drei 1 n nicht zur Eolge haben,

durch die- ärztliche Anzeige der erste* Befund

festgehalten werden, der bei späteren An¬

sprüchen sehr wichtig sein kann.

'lieh wird die Erstattung der Anzeige bei

dei geringfügigen Berufserkrankung fttr den

Vendcherungsträg< i zunächst einen etwas er¬

höhte n Aufwand bedingen« Unel es besteht <lie

Befürchtung, daß dtirch elie ärztliche' Anzeige elas

Verfahren mit all seinen Veiteningen aufgerollt
wird. Dies labt sich jedoch vermeiden, wenn der

anzeigende Arzt einen entsprechenden Vermerk

aut da Anzeige anbringt, woraus zu ersehen ist,

dab die Berufskrankheit bereits abgeklungen ist.

In diesen Fällen wird die Anzeige des Unter¬

nehmers nicht eingehen, woraus elann das Ver*

sicherungsamt, das die- weiteren Untersuchun¬

gen />! veranlassen hat, ersehen kann, da6 sich

diese e*rübrige-n, da nach $ 1550 RVO. in Ver¬

bindung mit S 6 Abs. 2 und 3 der Verordnung

die- Untersuchung nur vorzunehmen ist, wenn

der Versicherte* voraussichtlich nach acht

Wochen nicht oder noch nicht voll erwerbsfähig

ist. Dab also durch die ärztliche* Anzeige das

ganze- Verfahren aufgerollt wird, ist wohl zu¬

nächst nicht zu befürchten.

Würden die» Vorschriften über die* Unfall¬

anzeige auch tür die* Anzeige des Arztes gehen,
so hätte- dieser nach der Feststellung der Berufs¬

krankheit nach dei RVO. zu ihrer Erstattung
eine Frist von drei Tagen, wie der Betriebs

Unternehmer« Diesen Zeitraum labt der Ge~

setZgebeff nicht gehen, sondern er hat noch

eine weitere- Verpflichtung für den Anzeige¬
pflichtigen geschaffen, indem er vorschreibt,

dab die Anzeige' unverzüglich an das Versiche¬

rungsamt einzusenden ist. Das Wort „unver-

/ ü gl ic h
"

ist aus dem bürgerlichen Recht ent*

lehnt und soll ohne- ,,schuldhuMe*s Zögern" be¬

deuten. Xach der herrschenden Auslegung des

$ 121 BGB- ist „unverzüglich nicht gleich¬
bedeutend mit ..sofort". Eine* gewisse Frist zur

Ueberlegung mufi dem Anzeigepflichtigen zu¬

standen weiden (zu vgl. Staudinger Komm.

zum BGB. Anne 3 ZU $ 121). Die- Anzeige- darl

nicht schuldhaft verzögert werden, sondern

muh, nachdem die Berufskrankheit festgestellt
ist, unverzüglich, d.h. wenn diese am gleichen
laue* nicht mehr möglich ist, doch spätestens
am anderen 1 ag« erfolgen. Der Arzt darl nicht

warten, bis etwa eine Arbeitsunfähigkeit von

drei odi mehr fagen eingetreten ist. Er ist



rh nicht befugt, weitere Untersuchungen und

mittlungen anzustellen, die die Meldung ver¬

zögern könnten. Daraus ergibt sich auch, da£

t \Y-)'l RVO. für die die Meldung des Arztes

nicht zutreffen kann.

Das Vorliegen der Meldung desBetriebsunter-

rs bildet nicht erst etwa die Voraus¬

setzung für die Anzeige des Arztes. Die Ver¬

pflichtung des Arztes besteht vollkommen un¬

abhängig und selbständig ohne inneren Zusam¬

menhang; nimmt auberdem noch ein weit

größeres Ausmaß ein.

4. Die Form der Anzeiger die Folgen der Unter-

sung der Anzeige und die Folgen der unvoll-

standigen Anzeige.

A. Die Form der Anzeige.

Der Arzt hat die Anzeige nur dem zuständi¬

gen Versicherungsamt zu überreichen

und nicht dem Versicherungsträger, da das

Versicherungsamt innerhalb 24 Stunden diesem

eine Abschrift der Anzeige ($ 7 Abs. 4 der Ver-

oidnung) zu senden hat. Er darf die Meldung

ni< ht in freier Form erstatten, sondern hat sich

des in $ 1 der Bestimmungen auf Grund der

^ 6, 7 und 10 der Zweiten Verordnung über

Ausdehnung der Unfallversicherung auf Berufs¬

krankheiten vorn 11. Februar 1929 (RGBl. 1

5. 21) vom 10. April 19» (AN. 1Q2Q IV S. 153)

vorgeschriebenen Formblattes B zu bedienen.

Das Muster ist nach Form, Farbe und Inhalt

bindend. Die Größe beträgt 210 X 297 mm;

die Farbe ist hellgrün. Die Formblätter für die

ärztlichen Anzeigen werden den Aerzten von

den Versicherttngsäintern unentgeltlich ab¬

geben.

Zuständig für die Uebersendung der Anzeige

ist immer das Versicherungsamt eh-s Be¬

tr i e b s o r t e s. Betrifft eine ärztliche Anzeige*

Versicherte, die in Reichsbetrieben oder Be¬

trieben der Deutschen Reichsbahngesellschaft

sich die Berufskrankheit zugezogen haben, dann

st die* Anzeige ebenfalls an das Versicherungs-
reit einzusenden, das sie- unverzüglich an die*

vorgesetzte Dienstbehörde weiterleitet, da nach

1561 RVO. in solchen hüllen nicht das Ver¬

sicherungsamt, sondern die vorgesetzte Dienst¬

stelle die- Unfalluntersuchung eder Unter-

i hung bei Berufskrankheiten durchfährt.

Der Vordruck der Anzeige ist vom Arzt

glichst genau in allen 16 Punkten auszufüllen

und insbesond. re hat er diejenigen charakte-

risns. Ken Krankheitserscheinungen aufzuführei

Annahme des Vorliegens einer Berufs¬

krankheit rechtfertigen« Die Aufzeu hnungen
•her di«* erste Untersuchung, Beginn dei Be¬

handlung, ob Arbeitsunfähigkeit vorliegt odei

ob nur ambulante Behandlung notwendig ist,

etwa die- näheren Ausführungen, ob

sich um eine VPiedererkrankung handelt, sind

für die Vollständigkeit der Anzeige von wesent¬

licher Bedeutung.

Für die Anzeige steht dem Arzt ein Anspruch
auf eine Gebühr gegen den Träger der Un¬

fallversicherung zu (§ 7 Abs. 3 der 2. Vrdg.).

Voraussetzung für die Gebührenpflicht ist, daß

ein Versicherungsverhältnis besteht oder be¬

standen hat. Ist dies nicht der Fall, so hat der

anzeigende Arzt keinen Anspruch auf die Ge¬

bühr, auch dann nicht, wenn er irrtümlich, sei

es auf Angabe des Erkrankten oder sonst irr¬

tümlicherweise ein Versicherungsverhältnis an¬

nahm.

Für die Höhe der Gebühren ist § 80 Abs. 2

der Reichsgewerbeordnung (§ 7 Abs. 3 Satz 2

der Vrdg.) maßgebend. Mit der Anzeige sind

vom Arzte die Rechnungen über die Gebühren

beim Versicherungsamt einzureichen, das wieder¬

um diese an den Trüger der Unfallversicherung

weitergibt. Die Gebühr ist vom Versicherungs¬

träger auch dann zu bezahlen, wenn keine ent¬

schädigungspflichtige Berufskrankheit vorlag
und wenn dies Krankheit nicht in ursächlichem

Zusammenhang mit der Betriebstätigkeit ge¬

bracht werden kann. Es handelt sich hier um

Kosten der Beweiserhebung, die den Unfallver¬

sicherungsträger zur Last fallen, obwohl nach

dem Ergebnis der Beweiserhebung die Ent¬

schädigungspflicht zu verzeichnen ist (zu vgl.
Curschmann-Krohn „Die Ausdehnung der UV.

auf Berufskrankheiten'4, 1926, Anm. 8c zu § 7;

Bescheiel eles RVA. vom 3. Dezember 192ft (P

5271) AN. 27 S. 14 Nr. 3244).

B. Die P 01 ge n der Unterlassung dtr

A n I e* i g e.

Kommt der Arzt seiner Verpflichtung zur un¬

verzüglichen Anzeige über die Feststellung der

Berufskrankheit an das Versicherungsamt nicht

nach, indem e*r die Anzeige* überhaupt nicht

oder erst verspätet erstattet, ist das Versiche¬

rungsamt befugt, nach Anhörung der zustän¬

digen Aerztekammer den Arzt in eine in $ 1502

Abs« 3 RVO. vorgesehene GeIdst ral t zu neh¬

men« Die* Höhe eler Strafe bewegt sich nach der

Verordnung über Vermögensstrafen unel BuEen

vom b. Februar 1934 (RGBl. 144) in Verbindung
mit $ 2 ehr Verordnung vom 12. Dezember

1924 (RGBL 1775) zur Durchführung des Münz¬

gesetzes zwischen 1 bis 1000 Mk. Liegt kein

schuldhaftes Vergehen ehs Arztes vor, dann

kann er nicht bestraft werden. Ein Verschulden

des Ai/tes liegt x <>i. wenn er vorsätzlich unel

fahrläs handelt. Ebenfalls strafbar macht

sich der Arzt, wenn er die Verordnung nieht

kennt und er die Anzeige unterlassen hat ob¬

wohl er die Berufskrankheit feststellte.

Ein Verschulden kann jedoch nicht angenom¬

men weuhn. wenn er trotz pflichtmäßiger Sorg¬
fall elie Krankheit nicht erkannt und deshalb die

Anzeige unterlassen hat, odei wenn er durch

i



dere zwingende Umstände an der Ausführung
dei Anzeige ve-rhinde-rt wurde.

C Die Polgen der un vollständigen
A n 1 e i g e.

Wie bereits angeführt, darf die* Anzeigt* des

Arztes nicht in freiet Form vorgekommen

werden, d für s durch das Reichsver¬

sicherungsamt das entsprechende Muster vor-

geschrieben ist. Geht e^im- nicht vorschrifts¬

mäßige» Anzeige ein, so ist das Versicherung
amt oder de*r Versicherungsträger befugt, eine*

ordnungsgen äße Ausfüllung de^ Vordruck« s

EU verlangen, da die Anzeigepflicht nach $ 7

Abs. 1 der Vrdg. unter die- Auskunftspflicht des

Arztes nach S 1543 d RVO. fällt. Wird ledi

lieh e-in Teil der Prägen beantwortet, so liegt

eiirin ke-ine- schlüssige Annahme* de*s einheit¬

lichen Werkvertragsantrages, de-nn die» in de-m

Vordruck d< Reichsveisiclu-i ungsamtes an¬

getragene Leistung ist nicht teilbar (zu VgL
Re:< hsgerichtsrüte-Kommentar zum BGB. $ 266,1
Abs. 2\. Das Ve-rsich< rungsamt oder der Ver¬

sicherungsträger braucht die unvollständige

Anzeige nicht anzunehmen und der Arzt hat

keinen Anspruch auf die Gebühren. Der Werk¬

vertrag kommt erst nach vollständiger

Ausfüllung de-s vorgeschrie-benen Formulars

zustand«

Eine Zusendung der Anzeige unte*r Nach«

n n h in e ist unstatthaft unel strafbar. Nach

* 1543ei Abs. 2 RVO. elarf eine Auskunft hei

Streit über die* Höhe der Gebühren nicht ver¬

zögert werden. Durch die Nachnahmeerhebung

wird de*r Streit über die Ge*bühr der Anzeige*

mit deren Zustellung derartig verquickt, daß

das Versicherungsamt oder die Berufsgenossen¬
schaft in solchem Falle gezwungen istf das von

dem Ai/t verlangte Honorar jeweils zu be¬

zahlen, um in elen Besitz dr\ Anzeige zu

kommen. Auberdem liegt in de-r Nachnahm

erhebung ein Verstofi gegen ^ 1 Abs. 1 dei

Verordnung insofern \ or, als das Versiche¬

rungsami die Nachnahme nicht einlösen wird,

und deshalb dn* Anzeige zurückgeht ttnd da¬

durch nicht „unverzüglich*4 in du* Hände dei

vorg lii ebenen Stelle gelangen wird.

Die .invollständige Anzeige hat auberdem den

Nachteil, daß der Arzt eine Vergütung für sie

nicht eil ölt, und, wenn er dem Ersuchen um

sofortige* Vervollständigung nicht nachkommt,

elaß er in eine- Ordnungsstrafe von 1 bis 1000

Reichsmark gemäß § 1502 Abs. 3 RVO. in

Verbindung mit $ 1543 d RVO. genommen

wird; denn in diesem Falle liegt ein Verschulden

des Arztes vor, das ohne weiteres den Tat¬

bestand des § 1543 d RVO. erfüllt.

Der Strafe-ntscheid des Versicherungsamtes

ergeht im Besc hl u fi v er f a hr en gemäß

S 1780, § 1781 Abs. 1 RVO. Der Arzt kann

diev^n Strafentscheid ablehnen und ist nach

$ 1792 RVO., $ 7 Abs. 2 Satz 2 eler 2. Vrdg.

binnen eines Monats Beschwerde beim Ober¬

versicherungsarnt zulässig. Verspätete Be-

sehwerden sind ohne sachliche Prüfung jurück-

suweisen (AN. 14 S. 804 E. 2770). Eine weitere

Beschwerde an das Reichsversicherungsamt ist

nach § 7 Abs. 2 Satz 2 der 2. Vrdg. aus¬

geschlossen. Kann die Geldstrafe nicht ein¬

gebracht werden, so ist eine Umwandlung in

e-ine Freiheitsstrafe nicht möglich.

\X'ird vom Arzte eine Anzeige wider bessere s

\X'issen odt»r in grober Fahrlässigke-it abgegeben,

so hat er keinen Anspruch auf Vergütung,
kann sich aber unter Umstünden des Betrüge s

strafbar machen (zu vgl. RGEST. vom 5. Januar

1S97 (29 201).

Bei der Erstattung der Anzeige wird es sich

empfehlen, die subjektiven Klagen des Erkrank¬

ten möglichst auszuschalten und nur den ob-

jektiven Befund festzuhalten, eler einen be¬

findeten Anhalt für das Vorliege-n einer B<

rufskrankheit ergibt. Um allen Weiterungen

aus se-ine-i Anzeigepflicht zu entgehen, ist e

besser, ehr Ar/t zeigt eine Krankheit an.

nah wenn et nicht absolut sicher ist, daß es

sich um eine 1> e r u f s k r a n k h e i t handelt.

Das Versicherungsamt oder der Versicherungs

trüget* wird dann im Fl ststellungsve*rfahren so¬

wie- etwaige Ansprüche ablehnen. Der Arzt

setzt sich aber nicht der Gefahr aus, wegen

Vorsatz und l;<d:_ .ässiekeit bestraft zu werden.

Der Voranschlag in der Krankenversicherung.
Von ( ie S4 häftsführer P i. K

#

Zu Aufgaben, die dem Ausschuß auf

Grund des ^ W5 RVO. übertragen smd.

ehöii die Festsetzung des Voi chlags. Zui

Beschlußfassung ü!>er den Voi anschlag genügt

die !u- Mehrheil dei Anwesenden« Dit*

Mehrheit sowohl de-r Arbeitgebe ach dei

Versiehe ist hier nicht v< hrieben. Dei

$ J4~_> ist zwingend« se iß det Ausschuß elen

Voranschlag unbedingt festsetzen mufi. I >as

Recht, den Voranschlag festzusetzen hat di

• deutune ß der Kassenausschufi Einnahmen

I e e i s
.
Reichenbach L V.

und Ausgaben bewilligen, aber »uch ablehnen

kann. Natürlich kann sich dk Einspruchs»
;.? nui innerhalb de durch Gesetz una

ge jenen Rahmens bewegen. Dei

Ausschuß hat keii IN das Recht, im Vor¬

anschlag ausgaben zu bewilligen ode-r festzu-

en, ehe- im Widerspruch zu ?} RVO. (die
Mittel der K dürfen nur zu den Satzung

gemäßen Leistungen, zur Füllung Rücklaj
zu den Verwaltungskosten und für Zwecke dei

besonderen odei allgemeinen Krankheitsvei



hütung verwendet werden) stehen. Hahn

ichreibt in seinem Kommentar zu dieser Frage:

Der Vorstand ist bei seiner Geschäftsführung

in den Voranschlag gebunden, und Ausgaben,

die* in diesem nicht vorgesehen sind, bedürfen,

soweit sie nicht unmittelbar auf Gesetz oder

Satzung beruhen, oder soweit nicht der Vor-

tand nach der Satzung zur Entscheidung zu¬

ständig ist, eler Genehmigung des Ausschusses."

Verweigert der Ausschuß bei der Beschluß-

issung über den Voranschlag Ausgaben, die

der Vorstand notwendig zur Durchführung der

dun übertragenen Verwaltung eler Kasse

braucht, so unterliegt ein solcher Beschluß eler

Beanstandung durch den Vorsitzenden des

Kassenvorstandes. Dasselbe gilt naturgemäß
iuch elann, wenn der Ausschuß nach dem Ge-

t/ unzulässige Einnahmen genehmigt oder

ungesetzliche Ausgaben bewilligt. Dieses Recht

der Beanstandung ist dem Kassenvorsitzenden

ausdrücklich durch den § 8 RVO. gegeben.

Nach dem Wortlaut dieses Paragraphen hat

der Vorstandsvorsitzende nicht nur das Recht,

tidern auch eiie Pflicht, alle die Beschlüsse

«ie-r Organe (also auch elie des Ausschusses) zu

beanstanden, die gegen Gesetz oder Satzung

TStofien. Die Beanstandung geschieht durch

Beschwerde an die Aufsichtsbehörde. Wichtig

t, daß ein Beschluß nicht nur seinem Inhalt

nach gegen die bestehenden Vorschriften von

I iex tz oder Satzung verstoßen kann, sondern

lieh elurch die Art und Weise der Beschluß-

ssung (Unrichtigkeiten bei der Abstimmung,

verspätete Einladung der Vertreter zu der be¬

schließenden Sitzung usw.). Eine» Beanstandung
t auf jeden Fall elann ausgeschlossen unel un¬

zulässig, wenn der Vorsitzende den Beschluß

lediglich für „unzweckmäßig" hält. Der Aus¬

nuß hat duich die ihm zugeteilte Pflicht nicht

nui den Voranschlag- während oder in eler

Sitzung in Bausch und Bogen zu bewilligen«
Dieses Bewilligungsrecht schließt vielmehr auch

is Recht in sich, de-n vom Kassenvorstand

•legten Voranschlag vorher nachzuprüfen.
Dieses Prüfungsiecht kann nicht bestritten wer-

Eine Entscheidung eles Bayerischen Lan-

sversfcherungsamtes vom 11. Oktober 1013

i hierüber: „Der Ausschuß kann /ur Vor-

eitung seiner Beschlußfassung über die Fest-

tzung de»s Voranschlags und über die* Ab-

hme der Ja tresrechnung einen besonderen

hufi bilden und beschließen, daß ihm auch

Pe ,\, insbesone Sachvei adige die

der Krankenkasse oder dem Ausschuß nicht

ngehören, zu seiner Unterstützung beigegeben
rden könnei .

Diese Prüfung braucht sich

cht mu tut die Richtigkeit des Voranschlags
iner Gesamtheit zu erstrecken, sie kann

ntch elie Prüfung der Notwendigkeit, Zweck-

keit und Angeme nheit de-r tür elie ein-

nen Positionen eii setzten Summen er-

ssen So kann die rählte Kommis (. ein-

zelne Posten verändern, verringern, erhöhen,
streichen usw. Sie kann auch selbständig neue

Einnahmen und Ausgaben festlegen. Festlegen
kann der Unterausschuß den Voranschlag nicht.

Dieses Recht ist dem Ausschuß in seiner Ge¬

samtheit überlassen. Es wird in der Praxis

meist nicht angängig sein oder es sich wenig¬

stens schwer durchführen lassen, daß die Ver¬

treter den Voranschlag eingehend durchsehen

können. Es ist deshalb berechtigt zu fragen, ob

der Vorstand auf Verlangen der Ausschußmit¬

glieder diesen den Voranschlag vor der Sitzung
zustellen kann oder muß. Zu dieser Frage hat

elas Reichsversicherungsamt in einer Entschei¬

dung vom 25. Juni 1925 Stellung genommen.

In dieser heißt es: „Eine Festsetzung des Vor¬

anschlags nach § 345 RVO. ist nur dann als

ordnungsmäßig erfolgt anzusehen, wenn dem

in dem Ausschuß zutage getretenen Bedürfnis

nach vorangegangener Mitteilung des Vor¬

anschlags Genüge geschehen war." Diese Ent¬

scheidung besagt also, daß der Wunsch der

Ausschußmitglieder, vor der Beschlußfassung
von dem Voranschlag Kenntnis zu erhalten,

berechtigt ist, und daß die Kasse diesen Wunsch

auch erfüllen muß.

Eine andere Frage, die in diesem Zusammen¬

hang erwähnenswert ist, ist die, ob der Vor¬

anschlag auf Ersuchen dem Versicherungsamt

eingereicht werden muß. Diese Frage ist nicht

so einfach zu beantworten. Fest steht, daß das

Versicherungsamt verlangen kann, daß ihm der

Voranschlag nach seiner onlnungsmäßigen
Feststellung durch den Ausschuß vorgelegt
wirel. Nach § 30 RVO. hat die Aufsichtsbehörde

das Recht und die Pflicht, darauf zu achten,

daß Gesetz und Satzung so beobachtet werelen,

wie es eler Zweck der Versicherung erfordert.

Hierzu gehört auf jeden Fall das Recht, die

gefällten Beschlüsse eler Organe (zu elenen ja

auch elie Feststellung eles Voranschlags gehört)
nachzuprüfen. Nicht berechtigt erscheint da¬

gegen das Verlangen der Aufsichtsbehörde, ihr

vor eler Feststellung — also im Entwurf — den

Voranschlag vorzulegen. Bei dem Entwurf

handelt es sich um keinen Be» hluß, der gege¬

benenfalls zu beanstanden wärt Auch dann

legt noch kein Beschluß vor, wenn eler Vor-

.l.se ... ig vielleicht schon vom Kassenvorstand

i erabschiedet ist. Die Aufsichtsbehörde kann

nur bei gegebenen latsachen einschreiten, nicht

hon dann, wenn e-in Wille* exler eiie \ »sieht

vorliegt, bei dem ein Verstoß •_ n Geset

oder Satzung zu erwarten ist. Solange de-r Vor-

anschlag nicht vom A festj t, hat

er nur die Bedeutung einer inneren vorher

en Verwaltungsangelegenheit der Kasse, in »lie

sich einzumischen die Aufsichtsbehörde keinen

Anlaß und keine Zwangsbefugnis bal (Anders

hegen die Dil ler Invalidenvei sichern

Nach $ 1 155 RVO. hat elie Landesversicherungs-

anstalt de-n Voranschlaff mindestens zw



Wochen, bevor ihn eler Ausschuß

festsetzt, der Aufsichtsbehörde vorzulegen.
In elem gleichen Paragraphen wird der Auf¬

sichtsbehörde- elas Recht erteilt, den Entwurf

des Voranschlags zu beanstanden. Diese» Be¬

stimmung kann jerloch auf keinen Fall auf die
Krankenversichei ung angewendet werden«)

Zu untersuchen wäre auch noch eine andere

Frage: Muß dei Kassenvorstand vor einer

Ueberschreitung des Voranschlags die Geneh¬

migung eles Ausschusses einholen? Wollte man

dns Gesetz streng und buieaukratisch anwen¬

den, so müßte* vor jeder Ueberschreitung der

Ausschuß gehört werden. Der Vorstand darf

die» ihm durch elen Voranschlag gezogenen

Grenzen nicht überschreiten« Im § 19 Absatz 2

der amtlichen Mustersatzung für allgemeine»
Ortskrankenkassen heißt es ausdrücklich, daß

Ueberschreitungen de*s Voranschlags elurch den

Kassenvorstand eler Genehmigung des Aus¬

schusses bedürfen. (Die amtliche Mustersatzung
ist abgedruckt in Nr. 13 eles Zentralblattes 1913.

Dieses längst veraltete und in sehr vielen
Punkten längst überholte „Muste r ist in¬

zwischen noch nicht den veränderten Verhält¬

nissen angepaßt.) Es läßt sich in der Praxis

nur sehr schwer durchführen, elaß der Aus¬

schuß vor der Ueberschreitung um seine Zu¬

stimmung ersucht wird« In eler Regel nimmt

eier Ausschuß zu elen Ueberschreitungen bei

der Abnahme eler Jahresrechnung Stellung. In

einer Auskunft schreibt ehe „Arbeiter-Vers.

(S. 4(K) 1919) zu dieser Frage: „Wenn aber der
Vorstand den Wunsch unel ein Interesse daran

hat, sich eler Genehmigung schon vorher zu

vergewissern - insbesondere z. B. wegen Er-

heblichkeit eler in Frage» stehenden Ausgaben
Ier weil im Vorstand eine erhebliche Minder¬

keit gegen die Ausgaben gestimmt hat
,
so

wird eler Ausschuß nicht ablehnen können, sich

mit der Sache- zu befassen. Aul (jrund der

gesetzlichen Bestimmungen kann der Ausschuß
auch fordern, daß ihm von jeder Ueberschrei¬

tung eles Voranschlags Kenntnis gegeben wirel."

lieber Art und Weise und Form des Vor*

anschlags enthält die» RVO. keine Bestimmun¬

gen« Im § 321 heißt es nur, daß elie Kassen¬

satzung Best in imune en über die Autstellung
de-s Voranschlags enthalten muß. Hahn kon

mentieii dies Bestimmung wie folgt: Die

tzung hat die* Grundsätze im den Vor¬

schlag bildende Schätzung und Zusammen¬

stellung dei voraussichtlichen Einnahmen und

l-en aufzustellen und namentlich auch die

Vor*inschlagsperiode /u bezeichnen, die* zweck-

sich immer nur auf ein Geschäftsjahr,
._Is<» aul Kalenderjahi (Jj lo4), erstrecken
wiid. Vorbereiten n Voranschlag de

Kasse md. D itzung muß hierübe
näl estimmungen halten, auch solche

.rüber, bis wenn dei Voranschlag dem Vor-
ind Verbreiten ist. Wh wähnl ent¬

hält das Gesetz selbst keine weiteren Vor¬

schriften über den Voranschlag, jedoch hat sich

die Gesetzgebung doch einmal mit ihm beson¬

ders befaßt. Im „Gesetz über Aenderungen der

RVO. vom 19. Juli 1923' heißt es im Artikel 57:

„Für die Zeit bis zum Ablauf des Rechnungs¬
jahres 1924 haben die Krankenkassen einen Vor¬

anschlag (§§ 321, 345) nur nach Gruppen der

Einnahmen und Ausgaben aufzustellen." Dies'-

Bestimmung war in Anbetracht der Inflations¬

zeit mehr als angebracht. Sie hätte nur schon

v »el früher kommen müssen. Die in den ein-

Inen Kassensatzungen aufgenommenen Be¬

timmungen über die Aufstellung des Vor¬

anschlags sinel sehr verschiedenartig. Die vom

„Hauptverband deutscher Ortskrankenkassen"

herausgegebene „Mustersatzung für Ortskran¬

kenkassen" schlägt folgende Fassung vor:

„I. Alljährlich hat eler Kassenvorstand über

den Kostenaufwand, der zur Erfüllung der ge
setzlichen und satzungsmäßigen Autgaben eler

Kasse erforderlich ist, einen Voranschlag für

das folgende Geschäftsjahr aufzustellen. Der

Voranschlag ist lern Ausschuß in der (letzten)
ordentlichen Sitzung des Vorjahres zur Be¬

schlußfassung (so zeitig) vorzulegen, (elaß er

mit Beginn eles neuen Geschäftsjahres durch

den Ausschuß verabschiedet sein kann).

II. Der Vorstand ist bei seiner Geschäfts¬

führung an den festgestellten Voranschlag ge-

bunden. Ausgraben, die nicht in diesem vor¬

gesehen sind, bedürfen, soweit sie nicht un¬

mittelbar auf Gesetz oder Satzung beruhen oder
der Vorstand nach der Satzung zur Entschei¬

dung Zuständig ist, der Genehmigung des Alls¬

te husses."

Zum Schluß seien noch einige Betrachtungen
über die» Bedeutung eles Voranschlages ge

stattet Es gehen hierüber elie» Meinungen der

Praktiker weit auseinander« Meist ist es in der

Praxis so, daß dam Voranschlag mit Rücksicht

auf elie» Möglichkeit späte»r notwenelig werdender

Abweichungen nur geringes Gewicht bei-

gemessen wird. In der Begründung zu der be¬
reits oben angeführten Entscheielung cles RVA.

vom 2'>. Juni 1925 heißt es: „Nach einer ver¬

breiteten Praxis dei Ortskrankenkassen g«

hie ht ehe» Beratung des Voranschlages angeb¬
lich ohne wesentliche Anteilnahme seitens dt

schlußfassenden Körperschaften." Diese Mei¬

nung wird auch von Kheis sen« in einem Ar¬
tikel: „Kann elie Krankenkasse den Voranschlag
unterlasset (Monatsschrift tüi Arbeiter- und

Angestelltenversicherung 1919, Sp. 591) ver¬

treten. Nach der Auffassung des RVA. ;st dem
enüber festzustellen, daß das Gesetz, indem
in fj 321 Nr« 6 beson Satzungsbestim¬

mungen über die Aufstellung des Voranschlags
und in $ 345 Abs. 2 Nr. 1 eine I ietzung de

.chlags durch den Ausschuß vorsieht,
in Voranschlag m ntliche Bedeutung bei¬

mißt



Verwaltung.
Fritz Schwalowskv verstorben.

Unser langjähriger Mitarbeiter Fritz Schwa¬

lowsky, Sekretär beim Hauptverband deut¬

scher Krankenkassen, starb plötzlich und un¬

erwartet /im 4. Dezember. Wir beklagen in

m Verstorbenen einen ausgezeichneten

Kenner der Sozialversicherung, einen arbeits-

freueiigen und gewissenhaften Mitarbeiter an

unsere i Zeitschrift. Wir werden ihm ein

ehl endes Andenken bewahren.

Vorschläge für Änderungen im Zweiten

Buche der Reichsversieherungsord¬

nung.

Das Reichsnrbeitsministerium hat zu IIa

10150 29 folgenden Referentenentwurf unter¬

breitet:

I. Der Kreis der versicherten Personen.

Die Verdienstgrenze von 3600 RM. für die*

Pflichtversicherung (§ 165 Abs. 2 RVO.) ent¬

spricht nicht mehr der Friedensgrenze von 2500

Mark; sie ist entsprechend der Minderung der

Kaufkraft der Reichsmark zu erhöhen.

Innerhalb elieser Grenze erhalten den Ver¬

sicherungsschutz auch Angestellte in höherer

oder leitender Stellung; ihre wirtschaftliche Lage»
ist im allgemeinen keine andere als die der übri¬

gen Betriebsbeamten mit gleichem Gehalte; die

v e rsicherungsrechtliche (ileichstellung ist in

der Angestellten- und Arbeitslosenversicherung
sc Kon vollzogen und verhütet dort lästige, lang¬
wierige und im Ergebnis unsichere Grenz-

Streitigkeiten«
Aus Ciründen des Pamilienschutzes geht elas

eht der freiwilligen Weiterversicherung
($ 313) auf elen [unterbliebenen Ehegatten Ober.

Die» freiwillige Weiterversicherung ist auch bei

der Allgemeinen Orts- oder Landkrankenkasse

des jeweiligen Wohnorts zulässig (§ 313).

Die freiwillige Weiterversicherung ist nach

oben durch Pestsetzung einerEinkommensgrenze
zu beschranken (6000 RM. oder S400 RM.); bei

Einkommen über dieser Grenze liegt e»in so-

iles Sc hutzbedüi tnis nicht mehr vor.

2 Die- Leistungen.
) Die- Krankenhauspilege- ($ 1S4) ist Pflicht-

\i istung, wenn nach der Natur der Krankheit

nadi den häuslichen Umständen auss¬

ehende ärztliche Hilfe nur in einem Kranken-

USe inoe lie h ist

b) Krankengeld ($ 182 Nr. 2, g 191 Abs. 2)
rird für die ersten drei Tage dei Arbeits¬

unfähigkeit nicht gewährt; eine Ausnahme isl

bei Betriebsunfällen zulässig.
Das Krankengeld wird füi Arbeitstage, nicht

Kalendertage gewährt (§ 182 Nr. 2).
Das Krankengeld betragt 50 v.H. de-s Grund¬

lohns. Es kann, wenn die Arbeitsunfähigke
l»s Wochen dauert, vom Beginn dei eben-

Woche an auf 60 v, H. erhöht werdei

Päi die» Angehörigen (Frau und Kinder des

Versicherten) kann zu dem Krankengeld ein

[schlag treten; eh; Gesamtbetrag dari drei

Viertel des Grundlohns nicht überschreiten.

i Das Hausgeld beträgt 50 v.H. des

hen Krankengeldes (^ 186). Hat A V» i

icherte mehr als einen Angehörigen zu unter¬

halten, so tritt für jeden weiteren Angehörigen
ZU elem Hausgeld ein Zuschlag in Höhe von

einem Zehntel des Krankengeldes; der Gesamt¬

betrag darf das gesetzliche Krankengeld nicht

übersteigen.
d) Der Anspruch auf Krankengeld unel Haus¬

geld ruht, soweit der Versicherte Anspruch auf

Arbeitsentgelt hat. Für solche Fälle kann ehe»

Satzung, soweit es möglich ist, den Beitrag

ermäßigen, auch das Krankengeld vom Beginn
eler siebenten Woche an auf 60 v. H. des Grund¬

lohns erhöhen.

e») Wer einer Krankenkasse mindestens elre-i

Monate angehört hat, erwirbt für seinen Ehe¬

gatten und seine Kinder den Anspruch auf

freie» Krankenpflege. Von elen Kosten für Arz¬

nei unel Heilmittel trägt ehe Krankenkasse nur

die Hälfte.

Die Familienkrankenpflege dauert dreizehn

Wochen; sie kann elurch elie Satzung darüber

hinaus verlängert werden.

f) Für die Ausstellung des Krankenscheins ist

eine Gebühr zu entrichten; ihre Höhe setzt der

Hauptausschuß fest. Die besondere Beteiligung
an den Kosten für Arznei und Heilmittel (§ 182a)
fällt weg.

g) Die Krankenkassen sollen sich an elen

Aufgaben der Gesundheitsfürsorge und der

hygienischen Volksbelehrung beteiligen ($ 363).

3. Besondere Voraussetzungen für elie Errich¬

tung und den weiteren Bestand von Kranken¬

kassen«

Neue Krankenkassen dürfen nui errichtet

werden,
a) wenn die beteiligten Arbeitgeber unel Ar¬

beitnehmer je in ihrer Mehrheit zustimmen;
b) wenn ehe Leistungsfähigkeit der neuen

Kasse» sichergestellt ist, insbesondere durch eine

bestimmte» Mindestzahl von Mitgliedern;
c) wenn die Allgemeine Orts- oder Land¬

krankenkasse in ihrem Bestände oder ihren

Einrichtungen nicht gefährdet wird; dabei ist

die Gesamtheit eler Verhältnisse zu berücksich¬

tigen. Die» Gefährdung gilt nicht ohne- weiteres

dann als ausgeschlossen, wenn der Allgemeinen
Orts- oder der Landkrankenkasse eine be¬

stimmte- Zahl von Mitgliedern verbleibt.

Neue Innungskrankenkassen können nur für

Fachinnungen errichtet wei den.

Bestehende Kassen sind zu schlie Hen, wenn

die Mitglie dei zahl nicht nur vorübergehend
unter die- Mindestzahl sinkt.

4. Die Höchstsätze für Beiträge (§§ 6, 388,

389) werden i ntsprechend aei Reichsmark

hei abgesetzt,
pur die- Rücklage genügt ein Betrag in Höhe

des vierten Ieils der Johresausgabei

5 Einrichtungen für Gemeinschaftsarl

a) Püi die Durchführung der Krankenver-

cherunj n allgemeinen wird beim Reichs¬

nrbeitsministerium ein Hauptausschufi Füi Kran¬

kem erui ebildet.

Ihm gehören an: Vertretei dei Wirtschaft

liehen Spitz« nve reinigungen dei Arbeitnehmei

und Arbeitgeber | m Verhältnis von 2: I), Vei¬

tret«! dei Spitzenverbande i i Krankenkassen,

u



r Aer«rte nde und der sozialen Medizin,
Vertreter des Rekitsvei sicherungsamts sowie

der Reichsarbcitsminister oder ei n Beauf¬

tragter (di zugleich als Vorsitzender).
Die- Aufgaben des Hauptausschusees and:

Erstattung von Gutachten in Angelegenheiten
de r Krankenversicherung; che Aufstellung von

Grundsätzen und eler Entwurf von Richtlinien

tur ehe Durchführung der Krankenversicherung
m allgemeinen, für Gesundheitsfürsorge und

noziale Hygiene, für Wirtschaftlichkeil und Ein-

tachheit in der Krankenversicherung„ für Be¬

seitigung und Verhütung von Mißbrauchen und

Auswüchsen» für Errichtung und Betiieb von

Krankenanstalten« (lenesungsheimen, Verwal¬
tungsgebäuden und sonstigen Einrichtungen,
tür Geschäfts- und Rechnungsführung, für dk

Ausbildung dei Angestellten bei elen Kranken¬

kassen« tür elie Besoldung unel Versorgung der

Angestellten«
b) Die» Spitzenverbände der Krankenkassen

erhalten öffentlich-rechtliche Eigenschaft Die

Auf sie lit über s; führt eler Reichsarbeits-

minister.
Ihre» besonderen Aufgaben sinel: Förderung

der gemeinsamen Zwecke dei Mitgliedskassen,
Unterstützung des Hauptausschusses l>ei der

Durchführung seiner Beschlüsse und der von

ihm getroffenen Maßnahmen, die» Aus- und
Fortbildung eler Angestellten bei den Kranken¬

kassen, Ruhegehalts- unel Hinterbliebenc-nver-

_>orgung.

e) pur elie Kranldteitsverhütung im allge¬
meinen und für die Durchführung von Maß¬

nahmen eh-r sozialen Hygiene* bilden «lie Kran¬
kenkassen im Besirk eines Versichei ungsamts

ei «ines Oberversicherungsamts einen Ver¬

bau«!. Der Verband kann auch elie» Aufgaben
im Sinne» des $ 407 eler RVO« oder einen Teil

davon übernehmen«
Der Verbaue! unterstützt elie» Träger der In-

iliden- und Angestelltenversicherung bei den

illgemeinen Maßnahmen tur Krankheitsver-
Qtung und so/iah- Hygiene

Verordnung über berufsübliche Arbeits¬

losigkeit.
Vom IS. Dezember 1928 in «l«»i Passung vom

Kn. November 1929 III 1067/29 RABl.

Jahrgang 1929 Heft Nr. 33 S. 274
Aul Grund des $ 107a Abs. 2 des Geset

übe i Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver¬
sicherung vom 16, Juli 1927 in ehr Passung
an 12 Oktober 1929 (Reichsgesetzbl. I S. 162)

und «ler Beschlüsse de-s Verwaltungsrats dei
Reichs tall wird «lie» Verordnung übei berufs¬
übliche Arbeitslosigkeit vom IS. Dezember 1928

(Reichsgesetzbl. I S. 182) mit Zustimmung 'des
Reichsarbeitsministers in folgender I* issung

i öffentlich!:

Artikel I«

(1) Dei Verwaltungsausschuß eles Landes-
irbeitsamts bestimmt für seinen Bezirk odei

feile desselben, in welchen Hernien oder Ge¬
werben e-ine regelmäßig wiederkehrend« Ai *

eitslosigkeit als berufsüblich anzusehen ist,

und legt Dauer, Beginn und Ende dieser berufs-
blichen Arbeitslosigkeit für ehe einzelnen Be¬

ide ode-r (iewerbe fest«

(2) Die Befugt ie*s Abs. 1 hat auch dei Ver¬

waltungsrat de-r 1 hsanstalt füi Arbeitsver-
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mittlung und Arbeitslosenversicherung für das

Gebiet des Reichs oder Teile des Reichs. So¬

weit er von seiner Befugnis Gebrauch macht,
sind die Verwaltungsausschüsse der Landes¬

arbeitsämter an seine Bestimmungen gebunden.
(3) Hat der Verwaltungsrat der Reichsanstalt

für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver¬

sicherung Beginn und Ende der berufsüblichen

Arbeitslosigkeit festgesetzt, so kann der Ver-

waltungsausschufi des Landesarbeitsamts diese

Zeitpunkte unbeschadet einer etwa festgesetzten
Mindestdauer für seinen Bezirk oder für Teile

seines Bezirks verlegen, sofern dafür ein Be¬

dürfnis besteht.

(4) Die Dauer der berufsüblichen Arbeits¬

losigkeit darf höchstens auf vier Monate inner¬

halb von zwölf Monaten festgesetzt werden.

(b) Die Vorschriften der Abs. 1 bis 4 gelten
insoweit, als die Reichsregierung nicht nach

der Vorschrift des $ 107a Abs. 3 des Gesetzes

über Arbeitsvermittlung unel Arbeitslosenver¬

sicherung Abweichendes bestimmt.

Artikel 2.

Den Be»rufen oder Gewerben, in denen eine

regelmäßig wiederkehrende Arbeitslosigkeit
nach Artikel 1 fttr berufsüblich erklärt ist, sind

aiejenigen Arbeitslosen zuzurechnen, die in

solchen Berufen oder Gewerben in den letzten

26 Wochen ihrer versicherungspflichtigen Ar¬

beitnehmertätigkeit vor der Arbeitslosmeldung
mindestens 14 Wochen tätig gewesen sind.

Artikel 3.

Soweit für Berufe oeler Gewerbe nach Artikel 1

keine einheitliche Regelung für das ganze

Reichsgebiet getroffen istr gilt, auch wenn ein

anderes Arbeitsamt für den einzelnen Unter¬

stützungsfall zuständig ist, diejenige Regelung,
«lie» anzuwenden sein würele», wenn dasjenige
Arbeitsamt für den Unterstützungsfall zuständig
wäre, in dessen Bezirk die nach Artikel 2 maß¬

gebende» Arbeitnehmertätigkeit ausgeübt wor¬

den ist.

Artikel 4.

Die* Passung der Verordnung tritt am 1. No-

vember 19-N an die Ste»lle der Fassung vom

IS. Di /einher 1928.

Berlin! den IS. November 1929«

Der Präsident eler Reichsanstalt für Arbeitsver¬

mittlung un«l Ai'beitslosenversiedierung.
Dr. Syrup

Gegenseitige Benachrichtigung benach¬

barter Kassen über ausgesteuerte Mit¬

glieder.
Das zur Aussteuerung gekommene Mitglied

kann solange Ansprüche» auf Kassenleistungen
nicht mehr erheben, /ils se»in Le»iden in Heil¬

behandlung erforderndem Umfange fortdauert.

Pül ironisch kranke Personen, die» fort¬

laufend ärztlicher und arzneilicher Versorgung
bedürfen, von Ze»it zu Ze»it auch wieder für

längere oder kürzet Dauer arbeitsunfähig
werden, ist die seitliche Begrenzung der Kassen»

leistungen wahrend eines Versicherungsfalles
eine schmerzlich) Tatsache. Der latente

leidende» Zustand wird in der Rege»! geringere
Arbeitsleistui und damit geringeren Ver¬

dienst, oft wiederkehrende Arbeitsunfähigkeit
wird Verlust oder Wechsel der Arbeitsstelle



W Folge haben. Wechsel der Arbeitsstelle

bedingt mehrfach auch einen Wechse»l der

Kasst». Die Wohngebundenheit führt allerdings
da/u, daß Arbeits- und Kassenwechsel nur in

ei näheren Umgebung des Wohnsitzes statt-

finden werden. Es ist nun menschlich verständ¬

lich, wenn der ausgesteuerte Kranke doch

immer wieder den Versuch unternimmt, sich

in den Genuß ven Kassenleistungen zu setzten.

Vielleicht ist sich der Kranke über elie Wir-

mg dk I Aussteuerung in bezug auf sein

hronisches Leidem auch gar nicht klar. Erfolgt
.ie Krankmeldung bei der gleichen Kasse, die

iu» Aussteuerung vollzog, so wird in Hinsicht

\i die früheren Unterstützungsvorgänge der

Inde Anspruch sofort festgestellt und

die Abweisung unmittelbar erfolgen. Ist der

\ feuerte jxloch Mitglied einer anderen

Krnnkenkass«» g worden und meldet sich bei

elh-sei krank, sc ist die Wahrscheinlichkeit in

größerem Maße- vorhanden, daß die Unter¬

stützung begonnen und erst geraume Zeit

>päte*r das hehlen der Anspruchsberc^chtigung
festgestellt win Es braucht dabei durchaus

keine Nachlässigkeit dieser Kass*» in bezug nui

die Prüfung von Vorerkrankungen vorliegen.
Krnnkineldunge»n, die auf ausgesprochen akuten
Krankheiten b.»ruhe»n, werden selten dazu

ihren- sofort eine Feststellung dei Vor-

rkrankungen zu betreiben. Insbesondere» auch

lurch Unfälle hervorgerufene Verletzungen
Neiden solche Feststellungen als nicht not-

endig erscheinen lassen. Dennoch aber ist e

so, «lab das alte chronische Leiden neben der

akuten andersartigen Krankh«»it oder der Un¬

fallverletzung fortbesteht und neue Leistungs-
«nsprüche ausschlie»ßt. Stellt sich das nachher

heraus, vielleicht dadurch, daß durch die hinzu¬

getretene Erkrankung eine Verschlimmerung
alten Leide-as eintritt, sind me»ist schon für

• de Wochen unrechtmäßig Leistungen ge-

ihrt worden. Lie»«j;t die Ausst« uerung viel-

«dit ein Jahr e:der länger zurück, so kann

e Prüfung de»r Vorerkrankungen, wenn sie

sich nicht auf so weit zurückliegende Zeit<*n

Streckt; untei Umständen zu einem irrigen,
negativen Ergebnis führen. Alles Fälle», die in

der Praxis durchaus möglich und jedenfalls
ich wohl schon vorgekommen sind. Hat man

' -inem Ausges. euerten irrtümlich Leistungen
-? währt, se» wir«l es in den weitaus meisten

\ unmöglich sein, Rückforderungen mit

geltend zu machen. Solche» chronisch

anken Personen werden mit Glücksgütern,
• zur Rückzahlung befähigen, nicht oft ge*

segnet sein. Auch eine spätere Aufrechnung
si schlecht möglich. Die Unfähigkeit, neu<

»prüche zu erwerben, steht d en.

Mit vorstehenden Ausführt!] <] r-

in werden, daß die K n, nur auf eigene,
n au< s< : «• Ermittlungen ange*

vx de früher bei andern Kassen erfolgten
Yrsst. uerungen ott zu spät /ur Kenntnis er-

a. Zu spät n\it de»r Wirkung, daß da^

Mitglied für eine gewisse Ze-it ohne Anspruchs»
rund Leistungen erhielt« Zwar wird der Emp¬

fänge «lie llnterstützungsbeträge durchaus

notwendig gehabt haben. Vom Standpunkt
schlichen Mitgefühls mag man ihm eii

Leistungen auch gern gönnen. Richtscl nur füi
di«- praktische Handhabung de zwingenden

Vorschriften des Gesetzes dürfen aber solche

Gefühlsmomente nicht und insbesondere da

nicht sein, wo Gefahr besteht, daß Mittel der

Krankenversicherung an nicht bezugsberechtigte
Personen gegeben werden. Grundsatz auch der

Krankenversicherung muß sein: Befriedigung
und zwar ausreichende Befriedigung berech¬

tigter Ansprüche, Abweisung unberechtigter
Ansprüche. Eine auf Erweiterung der Leistun¬

gen abzielenele Befriedigung berechtigter An¬

sprüche setzt voraus, daß Aufwe»nelungen für

Nichtberechtigte möglichst sicher ausgeschaltet
werden.

Will man diesen Zweck hinsichtlich der

Üeberwachung der Ausgesteuerten gründlich
erreichen, c»rscheint eine gewisse Zusammen¬

arbeit der Kasse»n notwendig. Damit würden die

oben erwähnten zwaivgsläufigen Mängel des

alleinigen Ermittlungsverfahrens abge¬
bogen. Fangangs ist schon hervorgehoben, elaß

solche chnmisch kranken Mitglieder zumeist

ortsgebunden sind. Diese Tatsache führt dazu,
elaß nur benachbarte Kassen miteinander in

Verbinelung treten brauchen. Die ange¬

regte Zusammenarbeit soll ledig¬
lich darin bestehen, daß sich die

in Betracht kommenden Kassen

gegenseitig die zur Aussteuerung

gelangenden Mitglieder m i 11 e i -

I e n. Es würele sich also darum haneleln, daß

jede eler Kassen die Personalien, elie Krankheit,

elie behanelelnelen Aerzte, die Unterstützungs¬
dauer und den Zeitpunkt eler Beeneligung eler

Kassenleistungen eles Aus«gesteuerten erfährt.

Auch dann, wenn der Ausgesteuerte noch nicht

Mitglied der benachrichtigten Kassen war,

wir«! eine Personalkarte mit den aufgeführten
Angaben angelegt und eh»r Mitgliederkartei ein¬

gefügt. Erwirbt der Ausgesteuerte die Mit-

gliedschaft bei eine»r der benachrichtigten
Kassen, s«> ist eliese»! an Hand de*r erfolgte»n

Meldung über «lie Aussteuerung sofort eii«» un¬

gefähre Unte»rstützungs<M-schichte bekannt Bei

neuerlicher Krankmeldung kann ohne Verzug
fe stgestellt werelen, ob ein neuer Versiche¬

rungsfall oder ob eine Fortsetzung des alte

Falles vorliegt. Di»1 Gewährung von Leistun¬

gen an nicht bezugsberechtigte Personen ist

dabei mit größerer Sicherheit ausgeschlossen.
Da, we> bezirklich«» oder örtliche- Kassenver¬

bände bestehen, wäre e-s sehr zweckmäßig,
nn sich «lies«» «li«» Durchführung dieser Auf¬

gabe» angelegen sein ließen. Die* Kasst», elie* ein

Mitglie«! aussteuert gibt davon elem Kassen-

v erband Kenntnis. Öer Kassenverband wie¬

derum gibt «lie» ihm zugegangene Mitteilung an

die Mitgliedskassen «lurch Rundschreiben

weiter. Mit ähnlichen Kontrollmaßnahmen bt

schäftigen sich die» Kassenverbände seit langem.
! erden <\en Mitgliedskassen Kassenbetrügei
namhaft gemacht, damit diese !>e-i Krankmel¬

dungen besonders aufmerksam überwacht wer¬

den können. Die Wochenhilfefälle werden

tiit-it. um verhindern zu können, dafi

Doppelbezüg von Pamilien- und Familien-

h henhilfe vorkommen. Die Beispiele ließen

sich vermehren. Würde seitens de-r Kassenver¬

bände auch d\e Bekanntgabe der Aussteue¬

rungen übernommet so wäre- ein weiterei

Sehlitt getan, um die Kassen vor unbet echtigte!

Inanspruchnahme zu schützen. L.
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Oertliche Kassenzuständigkeit (Beschäfti¬
gungsort).
Unter dieser Ueberschrift erschien in Nr. 22

(1^29), S. 8, dieser Zeitschrift eine Abhandlung

von Karl Ludick, elie an sich sehr lesenswert

un«! speziell für die jungen Kassenpraktiker
ziemlich wertvoll ist. Da in «le»m in Absatz 3

gewählten Beispiel Zweifel über elie Kassen-

zustäneligkeit nuttauchten, ist es mir notwendig

erschienen, eh»n Ausführungen von Ludick einige

Ergänzungen hinzuzufügen.

Eine Firma in A., die durch guten Geschäfts¬

gang in der Lage ist, ihren Betrieb zu ver¬

größern, kauft oder mietet in dem benach-

bnrten Orte» B. tui ihren Gescf äftsbetrieb

passend Räumlichkeiten, die iedoch vom

Stammhaus» räumlich weit entfernt sind. In

diese» Räum verlegt nun die Firma ihre

Fabrikation, während die bisherigen Räume nur

noch von de»r Be»tric»bsve>rwaltung (Betriebssitz)
benutzt werden, die durch die Vergrößerung
des Betriebe»s an Personal noch erweitert wurde.

Nach den Ausführungen Ludicks könnte» ange¬

nommen werden, daß die in der Fabrikation

wie auch die in dem Gebäude des Betriebssitzes

tätige»n Versicherten bei der Kasse in A. zu

versichern sind. Das ist aber, natürlich unter

der Voraussetzung, daß eine gemeinsame Be-

trie-bskrnnke»nkasse nicht be»steht, nicht de»r Patt,
weil ein einheitliches wirtschaftliches Betriebs-

ge»bdde nicht vorhanden ist. Vielmehr ist hier

vom Beschäftigungsort auszugehen. Welcher

Ort als Beschäftigungsort zu «gelten hat, ergibt
sich lür das Gebiet der Krankenversicherung
nach den nligc»meinen Grundsätzen der $$ \bl

bis 150 RVO. Danach gilt als Beschäftigungs¬

ort der Ort, an dem die» Beschäftigun<g tat¬

sächlich stattfindet, und zwar gilt für Ver¬

sicherte, die an einer feste»n Arbeitsstätte» (Be-

trie»bs-, Dienststätte) beschältigt werde»n, diese
als Beschäftigungsort ($ 15* Abs. 1, 2). Unter

iner „festen" Arbeitsstätte ist jede» iür ve»r-

hältnisn ähig länge»re» Zt»it errichtete Arbeits¬

stätte* zu verste»he»n, zumal w«*nn sie» sich durch

örtliche, äußerlich hervortre»t«'nd«* Werksanlagen
als se>lche kennzeichnet (vgl. Hnhn-Kühie

Anm. 3b zu $ 153). Mit dem
.

Sit/» ehs Be¬

triebes'4, das heißt, demjenigen Ort., von dem

aus das Unternehmen geleitet wird, ja se*!bst

auch du- Löhne gezahlt w< rden, braucht di

ite Ai beitsstätt keineswegs zusammenzu¬

fallen« Vielmehr ist, wie schon dei Wortlaut

des $ 153 erkennen läßt, d«»r Ausdruck lest«

Arbeitsstätte hier im beabsichtigten Gegen«
tz* tum Betriebssitz wählt, sofern sah

dieser sn einem anderen Orte befindet. Somit

sind die an verschiedenen Orten standig be¬

schäftigten Vi berungspflichtigen eines Be¬

triebes» für di«* eine gemeinst Betriebs¬

krankenkasse nicht errichtei ist. rieht bei der

n Betriebssatz zuständigen Ortsl .ken¬

kasse, sondern l*i den verse denen Oi1

krankenlassen ihi» s B_ s< ! äftigUl gSOTte S / I

versichern. Allerdiri) können dem Utiter-

hmer, der Betriebsteile in mehreren Kasse i-

bezirken unt« 11 alt, Mehrarbeit und Unl>ecju- m-

lichkeiten dadurch entstehen, daß er statt mit

einer, mit mehreren Y u verkehren hat.

Jede < h können o I n l i

dei tzlichen Re ung (bei welcher dei (

danke leitend gewesen sein dürfte, die Ver¬

sicherten bei der Kasse zu versichern, mit der

sie die meisten Berührungspunkte haben, im

allgemeinen also der Kasse ihres Beschäfti¬

gungsortes, der zum überwiegenden Teil auch

meist zugleich Wohnort ist) nicht ausschlag¬
gebend ins Gewicht fallen.

Anders verhält es sich dagegen bei folgen¬
dem Beispiel: Die Betriebsstätte einer größeren
Aktiengesellschait. für die eine Betriebs¬

krankenkasse nicht errichtet ist, erstreckt sich

über ein Gebiet, das zum Teil dem Bezirke dei

Krankenkasse A., zum anderen Teil dem Be¬

zirke der Kasse B. angehört. Der räumlich

weitaus überwiegende Teil liegt innerhalb der

Grenzen des Bezirks A. Er umfaßt insbeson¬

dere die gesamten Fabrikanlagen, in denen d.e

Mehrzahl der in dem Unternehmen tätiger

Versicherten arbeitet. Nur das Verwaltungs¬

gebäude erstreckt sich über die Grenze und

liegt zum größten Teile auf dem Gebiete des

Bezirkes B. Hier sind der Feuerwehrgeräte¬

schuppen, Autogarager Laboratorium und

Kasse untergebracht. Dagegen befindet sich

derjenige Teil des Verwaltungsgebäudes in dem

die Leitung des Unternehmens sitzt, auf dem

zum Bezirke A. gehörigen Gebiete. In diesem

Falle handelt es sich um eine wirtschaft¬

liche und tatsächliche Betriebs-

e» i n h e i t
,
die sich über die Bezirke mehrerer

Krankenkassen erstreckt. Eine solche Einheit

kann Versicherung« chtlich nicht zerlegt und

der geographischen Grenzlinie entsprechend
unter den verschiedenen beteiligten Kassen auf¬

geteilt, sie muß vielmehr einer einzigen Kasse»

/ingeteilt werden. Nach der Rechtsprechung
ist dabei für die Veisicherung bei einer einheit¬

lichen Arbeitsstätte, die sich über die Bezirke

verschiedener Krankenkassen erstreckt, die

Kasst» zuständig, in eieren Bezirk eler Schwer¬

punkt der versicherten latigkeit liegt. In

diesem Beispiel sind somit di«» Versicherten bei

der Kasse in A. zu versichern, weil der Schwer¬

punkt de»r versicherten Tätigkeit auf dem Ge¬

biete des Bezirks A. liegt. E. R.

Der Ersatz nach § 14 RVG.

In Nr. 19/1929, S.525, dieser Zeitschrift führt

Leuten, Düsseldorf, darüber Klage, daß dei

Ersatz nach $ 14 des Reichsversorgungsgeset«i
hinsichtlich der Höhe» und der D iuer nicht nur

nicht unzulänglich ist, sondern daß euch be-

rechtigte Wünsche offen bleiben für den Fall

der Anerkennung des Behandlungsleidens als

Folg inei Dienstbesch idigung während A i

laufe nden Krankheitsfalle s

N k £ 1 »Abs. 2 RVG v ird rl. r Ersatz i rs,

für die aul «lie» Anerkennung folgende Ze-it ge
leistet. Das heißt also, daß di«» K erst von

dem I d« i Ausfertigung eh Rentenbe

s« he-id s ab Iiis.it/ nach § 14 RVG. erlangen
kann, auch wenn dem Beschädigten hir eine

rückliegende Z«:t Rente zugebilligt worden ist.

S « h >i 35 Abs. 2 a. O. beginnt die-

Zahlung dea Re in di :w Monat, in dem •

Voi ngen tu. Währung der Re»nt

sind, j eb>< h frühestens mit dem Monat

in n di»» Anmeldung . rfolgl das dei

Anmeldu entgegenstehende Hindernis < nge-

tre I ^t.
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kommt nun häufig vor, daß der Bescha¬

ll t aut Grund einer erneuten Arbeits-

? it seine Ansprüche auf Versorgung
. idet und hier die Kasse bis zum Abschlub

des Verfahrens voll leisten muß, ohne hierfür

Ersatz tu erlangen. Ja mitunter wird die An¬

erkennung erst kurz vor oder gar nach er-

\asste-u. rung ausgesprochen

m besteht aber entgegen der Gesetzesbe-

nmti ung die- Möglichkeit, auch in solcher»

Fällen vor der Anerkennung Ersatz zu erlangen.

Wie h d< Anweisung des keichsarbeits¬

ministers vom 7. August 1922 — Reichsver-

sorgungsblatl 1922 S. 390 — kann in soh hen

I allen, in denen einwandfrei feststeht, daß das

Leiden in in hlichem Zusammenhang mit

,i Dienstbeschädigung steht, das Versor¬

gungsamt die Anerkennung schon vor der B<

scheiderteilung an den Beschädigten der

Krankenk gegenüber aussprechen mit dt

Wirkung, dafi der Kostenersatz ge maß $ 14

Abs. 2 a. a. O. alsdann sehen von diesem Ze ii~

punkt ab beginnt. Die Kasse muß also, gleich
enn sie Kenntnis davon erlangt, daß das B;»-

handlungslekh n als Folge «»ner Dienstbeschä¬

digung ang. se he-n wird, den Ersatzanspruch
k vorsorglich anmelden und unter Dar-

.

der Verhältnisse* eine Anerkennung d s

Versorgungsamts dahingehend beantragen, dal*

Leiden, wegen dessen der Beschädigte zur¬

eit in Behandlung steht, auf eine Dienstbeschä-

digunjj zurückzuführen ist. In der Regel wird

die Kass«- von dein Versorgungsamt direkt er-

ihren, «laß eir Antrag auf Versorgung gestellt
ist. di dv Versorgungsämter in solchen Fällen

stets ^;e- betr ffende Krankenkasse um Aus¬

kunft über di«* Krankheitsgeschichte de»-» An-

tragstelk rs ersuchen.

Das Reichsversicherungsamt hat durch Ent¬

scheidung vom 8. Februar 1923 — Amtliche

Nachrichten 1923, S. 178 —, festgestellt, dah

«! s Anerkenntnis vor Erlaß des Rentenbeschei¬

des in die» Form einer einfachen an die Kass

^richteten Mitteilung gekleidet werden kann.

Ist dit»s«- Mitteilung dann erfolgt, so hat d.

Kasse Anspruch auf Ersatz, ganz unabhängig

•von, mit welchem Tage die Anerkennung end-

rültig ausgesprochen wirel. W. Protz, Zeitz.

Aufrechterhaltung der Anwartschaft in

der Angestelltenversicherung.
Für ehe Ze-it vom 1. Januar lQ2f) an ist es

zur Aufrechterhaltung der Anwartschaft erfor-

., daß jeder Versicherte vom 2. l>is

11. Kalenderjahre seiner Versicheiung jährlich
minde»stens 8, vom 12. Kalenderjahre an jähr¬
lich mindestens 4 Beitragsmonate nachweist.

Die Anwartschaft erlischt zunächst, wenn diese

Mindestzahl nicht erreicht wird. Sic» lebt aber

wieder auf, wenn eler Versicherte soviel frei¬

willige Beiträge, als zur erforderlichen Mindest*

zahl von Beitragsmonaten leiden, innerhalb d«

zwei Kalenderjahre nachentrichtet, die dem

Kalenderjahre eler Fälligkeit folgen« Es können

also die» etwa noch erforderlichen Beiträge für

das Jahr 1^27 noch bis zum 31. Dezember 1929

nachentrichtet werden.
Der Entwurf eines Gesetzes zum Ausbau «1«

Angestelltenversicherung sieht allerdings vor,

dafi alle» Anwartschaften bis zum 31. Dezembe

1929 als aufrechterhalten gelten, auch wenn in

einzelnen .fahren zu wenig Beiträge oder keine

Be ge- entrichtet wurden. Da es aber noch

ungewiß ist, ob dieser Entwurf Gesetz wird,

empfehlen wir, die» zur Aufrechterhaltung «I«

Anwartschaft erforderlichen Beiträge» bis zum

Schlüsse «les Jahres nachzuentrichten, denn

nach Fantritt des Versicherungsfalh s ist die

Nachentrichtung freiwilliger Beiträge regel¬
mäßig unzulässig.

Die* freiwilligen Beiträge werden nicht zurück¬

gezahlt, auch wenn sie wegen einer etwa spä¬
teren (iesetzesänderung nicht notwendig ge*

Wesen wären.

Freiwillige Beiträge für elie Zeit vom 1. April
192$ an sind in «l«»r dem jeweiligen Einkommen

entsprechenden i iehaltsklasse, mindestens aber

in Klasse» B zu entrichten. In Klasse» B keinnen

Beiträge nur von solchen Versicherten geleistet
werden, elie ohne» Einkommen sinel, oeler eieren

Einkommen im Monat den Betrag von 10() RM.

nicht übersteigt« Fiir elie» Zeit vor elem I« April
1928 sind freiwillige Beiträge minelestens in

der Gehaltsklasse zu entrichten, «lie- dem Durch¬

schnitt der letzten 4 Pflichtbeiträge entspricht
oder am nächsten kommt. In einer niedrigeren
Beitragsklasse ist elie» freiwillige Weiterversiche¬

rung für «lie»se» Zeit elann zulässig, wenn diese

Gehaltsklasse- dem Einkommen desVersicherten

entspricht.
Personen, die in eine nach $ II, fi 12 Nr. 1

bis ft, $ 17 «les Angestelltenversicherungs¬
gesetzes versicherungsfreie Beschäftigung über¬

getreten sind, können nach Art. 4 des Gesetzes

vom 29. März 1928 (Reichgesetzbl I S. 117) frei¬

willige Beiträge für di** Ze»it vom 1. Oktobei

1923 an abweichen«! von den allgemeinen Be

Stimmungen noch bis zum '31. Dezember 1929

für jeden Monat nachentrichten-

Angestellte und Beamte.

\rbeitsgericht und Versicherung imt.

In einem Streit! il] wegen der fristlosen Ent-

ng eines Angestellten hat das Arbeits-

Leipzig eine interessante Entscheidung
ur Fi der sachlichen Zuständigkeit d

\ • s unts und de s Arbeitsgerichts
Die Gründe dieses Urteils iauten:

Die Einrede dei Unzuständigkeit war ro-

rkz'iweisen. Eine Zuständigkeit der Versiehe

gsbehörden nach § 358 RVO. wäre dann

gekommen, wenn d- A II.

i A i '« h i echt! eher Art

etwa at Zahlung von rarifgehall odtr ul

Ueberstunden, auf Urlaub ode ine b

stimmt«* Einstufung erhoben hätte Ebenso

•nn er persönlich eine Klage mit der i>

I uptung n Grund zur fristlosen Entlassu

I he nicht vorgelegen, auf Einhaltung dei

•/ii« hen Kündi st und Zahlun Vi

halt bis zum Ablaut die s» i erhoben hätte

Einen solchen Anspruch hat aber der B»

t. iligte H. überhaupt nicht erhoben nz

h( n I .von, d.d> nie fit er se bst s

rftritt, dern die Betriebsvertretung, dea
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Angestelltenrat, d< nach § 10 AGG. für

Re < 1 tsslreitigkeiten aus $ 84 ff. BRG. auch

parteifähig ist es handelt sich vielmehr um

inen eigentümlichen im Betriebsräte-

gese11 besonders festgelegten An¬

spruch auf gerichtliche Mißbilli¬

gung der fristlosen Entlassung

u n d a u f Weit erbe schaftigung auch

n a c h A b 1 a u f dei setzlichen Kiin-

digungsl rist oder, falls diese abgelehnt
wird, auf Zahlung einer Entschädigung, die» den

Charakter einer Treeprämie hat. Dieser An¬

spruch, der in erster Linie auf eine Fortsetzung

des Arbeitsv« rl ältniss« s geht, ist nicht als ve-r-

möge-nsrechtliche»r im Sinne von $ '358 RVO.

nnzuse»h« n.

Hinzu kommt, dab die» Durchführung d-

Kündigimgseinspruchsverfahreni in de-n Vor-

schriften des Betriebsrätegesi t/>-s (S 84 ff. BRG.)

eine- e-rse höpfendc und spezialisierte Re»gelung

erfahren bat Es gFedert sich dieses Verfahren

in die Anrufung der Betrie bsvertretung d uch

de n gekündigten cde»r « n Arbeit¬

nehmer, in ein gerichts&hnl cl es Prüfungsv< r-

fahren durch die Betrie»bsve»rtre tung, in eine

iw
• iedweri andlung mit dem Arbeitgeber und

erst, falls dies«- scheitert, kann Klage e*rhobe»n

werden« Es findet sich aber ke-ine Vors«du ift,

nach der von diesem Verfahren, das auch 'j» -

nau festgelegten Fristen unterliegt, deren Ver¬

säumnis den Verlust de*s Rechtsstreites nach

san znht, abgewichen werden könnt« Es

findet sich auch keine» Vorschrift, auf Grund

deren nach Abschlub dieses Verfahrens nicht

ci. Arbeitsgerichtsbehörden, s« nd« rn andere

Behörden tat g würden.

N alledem hat das Arbeitsgericht s. in«*

Zuständigkeit zu bejahen und die* Einied«* des

bei igten räß >
~lb ZPO. durch Zwischen«

urt« ;1 zurüe k/uvseis« n.

Den Streitwert h t man nach $ 12 Abs. 1

AGG« sul das Int bemessen, was der Be¬

teiligte Hörn an der Durchfall es RechtS-

st | hat."

Fernunterricht für Krankenk assenanfle-

stellte.

Der Zentraiverband de-r Angestellten schnittt

em We den Krankenkassenangeestellten
? •ne Fortbildungsi jliehkeit» zu ei

offnen, rüstit! v. ¦ r. Die i ihm hei ius-

gebenen Portbildungsschriften linden eine-n

immer stärkeren Absati und dir unter seine

Mithilfe eingerichteten rtlichen und bezirk¬

lichen I i hkurse w :( sl • nde B< su< :.<

zahlen auf. Nun hat der ZdA. auch lür die-

n Kassenangestellten, «lie- ab ; «ü«

Kursusorte wohnen, ein»» se-hr beachtliche Fort-

bildungsmöglichki iure; n artV

1. Di tt mbei 1929 h« nenen, sich üb i \2 Mo-

erstrecke en F e- r n u nten i c h t -

kursus.
!)• m I inrichtung dürfte eudi begrül

v>« i ht nur von denjenigen, «li« se ithe i zu

dei Ertlichen und !• liehen Fach!

kommen keil Gelegenheit h i, »ndern

ich von alle. enen das Portbildungsproblem
r K estellten am Herzen liegt. M

V »nn «laliet nui < lr ii «1 wünschen, «lab die

Fortbildui heit von «len Kassenange

stellten beim Schöpfe gefaßt wird. Frisch ans

Werk sollte die Losung eines jeden, besonders

aber eler jüngeren Kassenange»stellten sein, denn

rasten heißt rosten unel nur derjenige wird heut«

in der sozialen Versicherung ein getreuer Sach-

\\alte»r für «lie* Inte r«ss«*n eler nrbeitnehmenden

und anderen schutzbedürftigen Bevölkerungs-

kreis«- se-in, eler über ein umfasseneles Fach¬

wissen, verfügt unel es zu Nutz und Frommen

«hr sozialen Einrichtungen anzuwenden weiß.

Wenn auch einseitiges ,,Nur~Fachwissen" mit

der Gefahr der Bunaukratisicrung cles Verwal-

tun<gspe»rsonals heute* abgelehnt wird, und zwar

mit vollem Recht, so ist doch andererseits die

Tatsache* nicht zu vc»rkennen, daß die ausge¬

dehnten Ve-i waltungsaufgaben eler Kranken¬

kasse^ eine»n Stamm geschulter, mit ge»diegenem
Fachwissen ausgestatteter Ange»stcllte»r er¬

fordern«

An elen Fe-rnkursen ehs ZelA. ist besonders

ZU schätzen, «laß sich jeeler Teilnehmer not¬

wendigerweise ununterbrochen während 12 Mo-

naten einem eingehenden Studium eles gesamten

Krankenve-isicdierungsrechts wie! men und sich

bemühen muh, auch aui anderen Gebieten als

nur elem c-ngen Aufgnbenkreis bei «ler elienst-

gebenden Kasse» Leistungen zu erzielen. Der

Fernkursus mit schriftlichen Autgaben, nach

folgender Korrektur, einer Gesamtkritik und

e-iner Musterlösung führt syst«»matisch in elas

Gebiet eh-r Krankenversicherung ein. Die Vor-

bemerkungen zu Jedem Aufgabengebiet weihen

e!ie» Teilnehmer in leicht faßlicher Form in die

Gesetzesmaterie ein, zwingen den h rnenden

zur richtigen Handhabung und Sondierung dei

nzelnen Bestimmungen sowie Festlegung ehr

Begriffe. So wir«! zuerst «ler Gesetzestext ver-

• <-t im«l «li«- nachfolgenden j«-w«»ils ö bis

12 Aufgaben hir jedes einzelne Gebiet sind

pi aktische Anwendungsfälle, elit» ihrer Losun

harren. M/m wird ohne weiteres zugeben, dafi

«li«' allmonatliche- Anfertigung einer s<> großen
Zahl von Arbeiten hei den reilnehmem ein

allmählich foiIschreitende Schulung mit sich

bringt. Wer aut diese Wei» in Feld bestellt,
braucht vor k* in- Fachprüfung zurückzu-

s< hrecken. Die- Aufgaben sinel, nach dem ersten

Aufgabengebiet ^Versicherungspiiicht*4 u

hließen, durchweg solche, wie sie» in Fach¬

te Hi zu w« rden pflegen. De-r Pern-

( at macht also den lealnehrner auf sein

Art iiit den Gepflogenheiten einer Pachprüfun
aut un«l m he-r wird dadurch in eh*i

Prüfung mit weniger Imponderabilien er*

« Keinen, besser disponiert sein und nicht me»hi

'i ner unbekannten unel unbestimmte
( ii öße t« he-n.

I I en und !»• klie hen Forthil-

dungskurse in i besonderen Bedeutung zu

unterschäl kann man »n, dafi ihnen dm

a «hs Fernunterrichts mancherlei vorau

hat. Zunächst wir«! sich nur derjenige bet< iligen,
Fortbildui lurch/: rnste An¬

gelegenheit ist. Di«* Beteiligen rfordert nicht

nur finanzielle Opfe sondern verlangt auch

e*inen ihen Al eh i k«»ine» Mühe

heut, um se-in Zi.! zu erreichen- Zuge-g«-ben

muß werden, dafi in vie4e*n Fortbildumgskursei
soweit mit ihnen Haus- oder Klausurarbeiten

nicht verbunden sind, nicht in gleicher Wei*-
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E^
n ehe Schaffensfreude und den Willen des

inzeln* n zur Mitarbeit herangegangen werden

ann. Der Fernkursus zwingt auch mehr zur

Verselbständigten Arbeitsweise und Vertiefung,

r Einwand, daß dies nur ganz bedingt richtig
an«! mangels einer Kontrolle gegenseitiges

Zusammenarbeiten und etwa Abschreiben nicht

verhin«hrt werden k«3nne, ist nicht stichhaltig,

da (j Gefahr bei anderen Fortbildungs-

lystemen nicht weniger groß ist und verliert für

den ernsthaft Lernbeflissenen seine Bedeutung
vollends, wenn man sich vergegenwärtigt, daß

das hier wie» dort vollendeter Selbstbetrug wäre.

Der Arbeitsplan für den ersten Fernkursus

lie«lert sich in vier Hauptabschnitte nämlich

„Umfang der Krankenversicherung
'

mit 3,

„Leistungen der Krankenversicherung" mit 5,

I Organisation^
* mit 3 Arbeitsgebieten und

„Aufsicht und Verfahren" mit einem Ar-

itsgebiet
Natürlich muß dea Teilnehmern, wenn sie die

Aufgaben richtig losen sollen, auch die ein¬

schlägige» Literatur zur Verfügung stehen. Das

ist unbedingte Voraussetzung für das richtige,

fruchtbringende Funktionieren der Fernkurse.

Gerade in dieser Einsicht scheint mir aber ein

heute» noch weitverbreitetes Hindernis für die

'nkurse zu bestehen. Es klingt zwar unglaub-

,. «haß Kassen ihre Angestellten nicht einmal

mit dem dürftigsten Material versehen, sondern

? jedem einzelnen überlassen, sich für eigenes
< .? Id zusammenzutragen, was ihm gut und

wichtig dankt. Man sollte» es nicht für möglich
halten! elaß Kassen so kurzsichtig sinel unel von

ihren Angestellten elie Anschaffung eles geisti-
i a Rüst- unel Handwerkszeuges verlangen, elas

stellen «loch die Pflicht «ler Kassen selbst ist.

Unerhört ist es, daß z. B. eine mittlere Kasse für

ihren nicht mehr unansehnlichen Angestellten-
mm die Novelle» zum AVAVG. nur in einem

emplar zur Verfügung hält, so daß nicht ein-
r _l di«- zuständigen Sachbearbeiter sich ständig

s einen Kassenexemplars bedienen können.

I> 6 durch solche Zustände elie Arbeitsfreudig-
let, ist klar und könnte füi solche* Kassen,

m Standpunkt eles Angestellten gesehen, s«-in

len darin finden, daß sie» die Polgen einer

i n ihnen hervorgerufenen Arbeitsunlust selbst

I
.

? n müssen. Schlimmer ist es jedoch, elaß

rch «h Zustände e»h Interesselosigke
direkt gezüchtet wirel, und «las ist nicht nui für

die Kassen, sondern auch für die Angestellten
verhängnisvoll. Es wird viel zu sehr übersehen,

welche unheilvollen Wirkungen durch „Spar¬
maßnahmen der geschilderten Art eintreten

müssen, und es ist an der Zeit, auch wenn die

Fälle nicht verallgemeinert werelen dürfen,

durch öffentliche Brandmarkung elie „Rück¬
ständigen" im Bau der deutschen Sozialver¬

sicherung aufzurütteln, damit auch ihnen elas

Gewissen schlägt. Das Fortbildungs- und Prü¬

fungsproblem ist nicht nur ein solches, das

auf Seiten der Angestellten guten Willen und

Opfer verlangt. Auch die Kassen müssen viel

dazu beitragen, um das Problem zu lösen. Sie

können nicht auf dem verflucht einseitigen und

bequemen Standpunkt verharren, daß man in

dieser Frage» nur von den Angestellten fordern

könne. Man muß auch selbst etwas geben
können, und das sollte der Leitgedanke für die

Kassen sein, wenn hier und da bei den Ange¬
stellten Finanzierungsschwierigkeiten für elen

Fernkursus auftreten sollten.

Ph. Knapp, stv. Geschäftsführer,

Heppenheim a. d. B.

Fortbildungskursus im Bezirk Bautzen.

Die Bezirksgruppe Bautzen des Hauptver¬
bandes deutscher Krankenkassen hat gemein¬
sam mit elem Zentralverband der Angestellten
die Durchfuhrung von Portbildungskursen ver¬

einbart. Die Lehrgänge laufen in den Monaten

Januar bis März 1930. Als Unterrichtsthemen
sind vorgesehen: Berechnung unel Einziehung
der Beiträge, Arbeitslosenversicherungsgesetz,
A rbeitsschutzvorschriften in Verbindung mit

dem Gesetz über elie Beschäftigung vor und

nach «ler Niederkunft, Richtlinien über elie Ge¬

sundheitsfürsorge unter Berücksichtigung dei

Wohlfahrtsgesetze, Behördenorganisation (Ve r-

waltungs- un«l Justizbehörden, (ierichtsver-

fassung), Vi rsicherungsbehörden, Streitvei

fahren.
Als Vortragende sinel gewonnen <lie* Herren

Uhlig-Di esden; Stadtrat Müller-Bautzen; staat¬

licher (iewerbeaufsichtsbeamter Mordt-Bautzen;
Dr. Maaß-Bautzen; Ge-s« häftsführer Hermann-

Bautzen und Frau Dr« Krüger (Arbeitsministe¬
rium).

Jedes Thema wirel an elrei Tagen behandelt.

Die Kurse laufen parallel in Kamenz, Bautze

unel Zittau.

..JeweiTges Einkommen" im Sinne dos

S 1440 Abs. I RVO. ist das Einkommen,

das der Versicherte jeweils in dem Zeit¬

raum hat, für welchen die Beiträge gelten
sollen.

Isatz des Reichsversicherung »amts, Be-

I der Abt. für Kranken- und InV.
* Oktober 1Q2Q (II K. 152 29 B. Ang. II)
maß 1715a und 1789 RVO.

len Gründen: Nach § 1440 Abs. 1

RVO. in dei Fassung des Gesetzes über Aus-
i dei A.- und InV. und über Gesundheits-

in de r Reichsversicherung vom

hili 1925 (RGBl. I S. 157) Abschn. B.
10 sind bei de-r Selbstversicherung und

WeiterversicherungBeitri in der dem jeweili-

Rechtsprechung.
gen Einkommen entsprechenden Lohnkh

mindestens aber in ehr Lohnkiasse 2 (je tzt II)

zu entrichten. Schon aus dem Zusammenhang
eh-s § 1440 Abs. 1 mit § I 187 Abs. 2 und 3.

$ 1392 und 1431 ist zu entnehmen, «lab hiermit

nur elas Einkommen zu der Zeil gemeint s«

kann, für welche eli<- einzelne- Beitragsmarke
Iten soll. Das entspricht auch elem Zweck

der Vorschrift, der dahin geht, elas Versiche¬

rungswagnis eh-r Versichei ungsti r hinsicht¬

lich der freiwillig Versicherten zu verbessern

(zu vgl. I 099 II. AN. 1929 S. IV 16Q; EuM

Bd 24 S. 219 Nr. oi). Diesem Zweck würde- es

widerspi echen, wenn der Versii herte dadurch,

dafi er dir Beiti nicht für elie* Gegenwart,
sondern für dir Vergangenheit oder für eii«



Einfli lie Höhe

hei Einfluß *

! Imstü i dann eingeräumt sein,

/ai 7a \ dei tats.ie blichen

Beiträge er 1

H runde legt werden muht

t bei einei N w heni • B#

Ve heil (zu vgl. $ 144 \

[f\t i lerui

Wd. und de RKnG un

F I S. 117) -der !

V« ndu lie Zukunft (zu vgl. I

1*j7 II, AN« 1<KW S. 4IQ; EuM. Bd. 9 S. 3V

Nr. 143; ferner EuM. Bd. I S. 228 Nr. 147) da

Einkommen maßgebend, welch der Ver

li« rt« zu det Zeit gehabt hat oder habej

wird, für welche die Beiü «»lte*n sollen. So

lern l> Entrichtung von Beiträgen fü

Zukunft sich später herausstellt, «laß si

dem Einkommen des Versicherten zu der Zeit

Ite n sollten, nicht (»ntsprechen
so müssen sie», um wirksam zu bleiben, b

htiiM werden (zu vgL E. '50M8 II, AN. 1921

4M; EuM. Bd. 21 S. 240 Nr. \\%

| AUFGABEN UND LÖSUNOENl
iufgsbea ms der Unfallversicherung.

1

h#. V ei Ortskrankenkasse A« hat

mit zu befasse

n A Uten S. dafüi haftbar mae

... i « ine I •
ein« heu -

_

Ki kenl n He he von 27 > RM.

lit. Von eh i V Jtung wurde fol-

i hall vorgeti • n:

Ai il. März 1929 meldete sich der Mech

kei H. arbeitsunfähig krank. Dei behandeine

aul den Krankenschein als Diagi
annj a pn. Dei Schalterbeamte

s fertigte das Mitglied ab und notierte «lie

rbeitsunfahigk« in den Krankenjournalen.
U i dei erstmalige n Kranke ngeldabhebung stellte

'¦.'' s t« st. dab det Ai/t aul dt

hein n hat, dab «lie- Finget
ils Folge eines Betriebsunfalls am

sehen ist. Ei unterhielt sich mit dem Versichei

a und erfuhr, <\>\h elie Eiterung daraui lurück-

zuführe «a. dafi er sich am 21 lei 27. März

19 i • n Stahlsnlittei in den Fingei gestoßen
ibe Ei hätte dann mit dem raschenmessei

tu ht, den kleinen Splittei zu i rnen« Am

Maiz sei abei dei Fingei und «li«» ganze
Hanel hwollen, s«> daß ei den \i/t hat aul

müssen, der dann durch einen opera*

tiven I jül! Abhilfe geschaffen hab Aul

Grüne] >«•. Feststellungen hat der Angestellte
Erstattung dei unfallai veranlafit.

Die 1 a sprüche wurden nach abgesi bloss«

H a en sofe a t bei dei Bei ufs-

schatt / nmäfiig geltend gemacht.
Die Gen »ssei »chaft lehnte «li«- Ersatzansprüche
ab und stützt sich dabei aut $ IVW Abs. 4

RVt V Die h der \'j weitei zwischen

i Krankenkasse I dei Berufsgenossenschaft
; rrespondenz brachte kein I eb-

!> r> mit ihren Ansprüchen aus-

we estellte S. die Unfallanzeige
?fori I itet habe, se i ihrte

rei am Ende aus, eine Stellung
es \ ps dai übei notwe i .

ob

die Kasse eingel s<
. iden \ on

\ teilt« • s. \Si\den müsse.

Vorstandsn lei < k wei kse halt-

1501 und 151

I \. und \ • t die

! U m hin siinf zunäe hsl < h nicht

I teilte

it«- h zui a he runäe h

I K V •

. ¦. < ichlo
W us v \ stellt ntwoi u

II.

Die Ehefrau des Zimmermanns G. hat am

!. Mai 1929 in dem kleinen landwirtschaftliche

Betrieb, mit dem «lie Haltung von zwei Kühen

sechs Ziegen, vier Schweinen unel anderem

Kleinvieh verbunden war, elen die- Eheleute ge¬

einsam bewirtschaften, einen Unt all elaelurch

erlitten, dafi sie sich beim Holzhacken eine

wen Handverletzung beibrachte». Das ier-

kleinerte Holz wollte elie- Verletzte zum Feuei

machen verwenden, um Viehfutter zu kochen

Di«- notwendige erste Hüte* leistete Dr. M.r dei

Ehefrau mit seinem Auto ins nächste» Kran¬

kenhaus transportierte. Der Ehemann ist Pflicht-

mitglied dn Ortskrankenkasse L. Diese Kass«

.1 Familienhilfe eingeführt und übernahm die

Kosten eler ärztlichen Behandlung elurch Dr. M.

wie auch die gesamten Krankenhauskosten« Die

Verletzte wai vom Unfalltage* ab bis 29. August
l^lN in stationärer Krankenhausbehandlung.
Danach behandelte sie» Dr« M. weiter bis zum

10. Oktober 1929. Die Ehefrau war erheblich

werbsbehindert, da sie» elurch elie» Hiebver¬

letzung drei Finger eler linken Hand einbüßte.

Dic Ortskrankenkasse L. wurde» von «lern Ver-

herten G. von dem Hergang des Unfalls ver-

indigt. Sa- erfuhr, dafi elt»r kleine landwirt-

se haftliche Betrieb bei der landwirtschaftlichen

rufsgenossenschaft versichert sei. Die Kran-

kenkasse erstattete sofort elie» Unfallanzeige ge>~

maß S 1503 RVO. unel fragte gleichzeitig bei

der Berufsgenossenschaft an, ob sie» sich in An~

betrachf dei schweren Verletzung zum Trägei
s Heilverfahrens machen will. Die Genossen¬

schaft gab der Krankenkasse keine» Antwort.

Aul Erinnern machte- dei Träger der Unfall-

versicherung den Einwand, dafi er noch keine*

Erklärungen abgeben kann, da ehe» Unfall-

feststellungen noch nicht abgeschlossen seien.

Nach sechs Monaten e-rhie»It «lie» Krankenkasse

nn den Bescheid, dafi eiie- Genossenschaft elen

inzwischen von der Krankenkasse geltend ge~

ichten Ersatzanspruch nicht befrifi*dige,.da sie¬

cht füi ersatzpflichtig halte, wen «lie» Vei

als Familienmitglied unterstützt worden

und deshalb die Vorschriften eh-r RVO. Übei

Ersatz nicht in Frage komme-n

?nnten.

I. Ist der kleine landwii tschaftliche Betrieb de

nermanns (i. unfallvei sicherungspflichtij
11 ch bei «hr Verletzung um

nen Betriebsunfall?
Besteht ein Ersatzanspruch an den «Trag*
Uni illve hei ung <

rortHther Schill Aman. - Verla Zentraiverband s der Angestellten (O. Urban).

Druck: V rta Bu« hdrue kerei Paul Singer 4 Co. — Sämtlich in Bert
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